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INFORMATIONEN ZUR AUSSCHREIBUNG

Es ist beabsichtigt, die in anliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen im
Namen und fiir Rechnung des unten angegebenen Auftraggebers zu vergeben.
Einzelheiten ergeben sich aus den Vergabeunterlagen.

INFORMATIONEN

ALLGEMEIN
Auftragsnummer 104-24-E16
MafRnahme
Auftragsbezeichnung Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"
Auftragsbeschreibung In den néchsten Jahren sollen Instandhaltungsleistungen unterschiedlicher Tiefe an den Bahnmotoren
der Fahrzeuge der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) durch externe Dienstleister durchgefiihrt werden.
Hierzu soll eine Rahmenvereinbarung geschlossen werden. Die Bahnmotoren sind in den
Stadtbahnfahrzeugen der rnv eingebaut. Die Stadtbahnfahrzeuge werden an unterschiedlichen
Standorten instandgehalten. Die Abholung der Bahnmotoren kann an den verschiedenen Standorten
des AG erfolgen.
VERFAHREN
Auftraggeber Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Weitere Auftraggeber
Auftraggebertyp
Liefer-/Ausfihrungsort 68165 Mannheim
Leistungsart Dienstleistung
Vergabeart Offenes Verfahren (EU) (Sektorenverordnung)

VERFAHRENSEIGENSCHAFTEN
Losweise Vergabe Nein
Art der losweisen Vergabe
Hochstzahl der Lose pro Angebot
Zuschlagskriterium Niedrigster Preis

KlaSSifiZierungen Code Bezeichnung
50224000-1 Instandsetzung von Schienenfahrzeugen

ANGEBOTE
Mehrere Hauptangebote Mehrere Hauptangebote sind nicht zulassig
zugelassen
Nebenangebote Nebenangebote sind nicht zugelassen
Nachlass Ja
Skonto zugelassen Nein
Skonto Zahlungsziel Tag(e)

Verwendung elektronischer Mittel  Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeantrage darf nur elektronisch erfolgen
URL fur elektronische Angebote  http://www.deutsche-everg abe.de/Dashboards/Dashboa rd_off
Zulassige Signaturen Textform nach §126b BGB

SONSTIGE ANGABEN

Vertragsart Rahmenvertrag
TERMINE
ALLGEMEIN

Vorausgegangene Vorinformation Nein

Besondere Dringlichkeit Nein
BEKANNTMACHUNG

Vorinformation
Bekanntmachung 23.01.2025


http://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off

ANGEBOTE UND BEWERTUNG

Angebotsfrist 24.02.2025 11:00:00

Frist Bieterfragen 14.02.2025 11:00

Er6ffnungstermin

Bindefrist 26.03.2025

Versand Vorabinformation 14.03.2025
AUFTRAGSDAUER

Beginn 01.04.2025

Ende 31.03.2027

Anmerkungen

ELEKTRONISCHE TEILNAHME

Bitte melden Sie sich auf der Bekanntmachungsplattform unter
http://www.deutsche-everg abe.de/Dashboards/Dashboa rd_off
mit Ihrem Benutzernamen und lhrem Passwort an.

Sofern Sie im System noch nicht registriert sind, kénnen Sie dies auf der Plattform vornehmen.
Die Registrierung ist kostenfrei.

AnschlieBend kdnnen Sie auf der Startseite bspw. nach dem Titel des Verfahrens tiber die Direktsuche als Suchbegriff suchen. Folgen Sie
anschlieRend der Anleitung im System, um an dem Verfahren teilzunehmen.

BIETERFRAGEN

Bieterfragen miissen bis spatestens 14.02.2025 11:00 Uhr eingegangen sein.

Fur spater eingehende Fragen wird deren Beantwortung nicht zugesichert.

Bieterfragen missen unter "Nachrichten" im eVergabe Bieterassistenten gestellt, sowie Antworten dort gepruft werden.
Den Assistenten erreichen Sie unter folgender Adresse: http://www.deutsche-everg abe.de/Dashboards/Dashboa rd_off
Fragen auf anderen Kommunikationswegen, wie telefonische, schriftliche oder E-Mail Anfragen werden nicht beantwortet.

Hinweis: Sie erhalten unmittelbar nach Beantwortung einer Bieterfrage eine Benachrichtigung per E-Mail Uiber das Vorliegen von
Antworten im Bieterassistenten. Sie missen daher alle Antworten im Assistenten prifen und dort zur Kenntnis nehmen.


http://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off
http://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_off
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Verfahrensbrief

1. Ubersicht
1.1. Ziel Verfahrensbrief
Mit diesem Verfahrensbrief méchte die Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (,rv* oder
LAuftraggeber‘) den Ablauf des Verfahrens fur die ,Rahmenvereinbarung
"Instandsetzen Bahnmotoren" beschreiben.

1.2. Verfahrensablauf

offenes Verfahren

nicht offenes Verfahren

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb
Wettbewerblicher Dialog

offentliche Ausschreibung

OoOoodX

1.3. Zeitplan

Der vorlaufige Terminplan fir das weitere Vergabeverfahren sieht wie folgt aus:

Termin Verfahrensschritt

07.02.2025, 11:00 Uhr [Schlusstermin fur den Eingang von Bieterfragen]

17.02.2025, 11:00 Uhr [Angebotsfrist]

KW 10 voraussichtliche Zuschlagserteilung

Die rnv behdlt sich Terminédnderungen ausdrucklich vor. Der Zeitplan ist nur indikativ.

1.4. Anwendbares Recht

Das Vergabeverfahren wird als Offenes Verfahren] nach der Sektorenverordnung (SektVO)
und dem GWB] durchgefuhrt.

Bei Widerspriichen im Vertrag gelten nacheinander
1. Die Vertragsbedingungen fur dieses Vergabeverfahren.

2. Die ,Allgemeinen Einkaufsbedingungen fur Liefer- und Werkleistungen fir alle Gesellschaften
der rnv-Gruppe® (fur die Erstellung von samtlichen Unterlagen).
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3. Die ,Allgemeinen Einkaufsbedingungen Dienstleistungen fiur alle Gesellschaften der rnv-
Gruppe* (fur die restlichen Leistungen).

4, Das (letztverbindliche) Angebot des Auftragnehmers inkl. Samtlicher auf gesonderte
Anforderung vorgelegter oder nachgereichter Unterlagen, Konzepte, Skizzen, Nachweise, Erklarungen
und Angaben.

5. Das Bieter-/ und Verhandlungsgesprachsprotokoll sowie die Beantwortung von Bewerber-/
Bieterfragen (soweit vorhanden).

6. Die weiteren Vergabeunterlagen inkl. Leistungsbeschreibung mit Anlagen.
7. Die aktuell gultige Fassung der VOL/B.
8. Die aktuell gultige Fassung des BGB

2. Verfahrensbedingungen
2.1. Kommunikation im Vergabeverfahren

Die Kommunikation im Vergabeverfahren erfolgt Uber die Vergabeplattform Deutsche

eVergabe (https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off). Jeder
Bewerber/Bieter ist verpflichtet, sich Uber die Vergabeplattform Deutsche eVergabe
(https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off) regelmaiig und

selbststandig tUber zur Verfigung gestellte, gednderte oder zuséatzliche Dokumente und
Beantwortungen von Bewerber-/Bieterfragen zu informieren.

Teilnahmeantrage und Angebote sind ausschlie3lich in Textform mithilfe elektronischer Mittel
nach § 126 b BGB uber die Vergabeplattform der rnv unter Deutsche eVergabe
(https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off) einzureichen.

Bitte beachten Sie, dass die Abgabe von Teilnahmeantrdgen und Angeboten ausschlief3lich
Uber die dafur vorgesehenen Funktionen auf der Vergabeplattform erfolgen muss. Eine
Ubermittlung mittels Bieternachricht filhrt zum Ausschluss.

Anderungen an den vorformulierten Texten der Vergabeunterlagen sind unzuldssig und
kénnen zum Ausschluss vom weiteren Vergabeverfahren fiihren. Etwaige Anderungen an
den Eintragungen des Bewerbers/Bieters missen zweifelsfrei und dokumentenecht sein.

2.2. Vertraulichkeit
2.2.1 Verwendung der Vergabeunterlagen

Die Vergabeunterlagen der rnv dirfen nur zur Erstellung des Angebots und zur Erfullung des
evtl. folgenden Auftrags verwendet werden und sind vertraulich zu behandeln. Jede
Verwendung fir andere Zwecke, jede Veroffentlichung (auch auszugsweise) oder Weitergabe
an Dritte ist ohne die ausdrickliche Zustimmung der rnv untersagt.

2.2.2 Verschwiegenheit
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https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off
https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off
https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off

Informationen zum Vergabeverfahren r

Mit guten Gefihl unterwegs,

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren)
104-24-E16

Jeder Bieter hat - auch nach Beendigung des Vergabeverfahrens - Uber die ihm dabei bekannt
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Er hat hierzu auch die mit der
Sache befassten Mitarbeiter zu verpflichten.

2.3. Eignungsnachweise
2.3.1. Hinweispflicht der Bewerber und Fragefrist

Enthalten die Bekanntmachung oder die vom Aufraggeber zur Verfliigung gestellten Unterlagen
Unklarheiten, Widerspriiche oder verstof3en diese nach Auffassung des Bewerbers gegen
geltendes Recht, so hat der Bewerber die rnv unverziglich schriftlich darauf hinzuweisen.

Fragen zu der Bekanntmachung und den Ubersandten Unterlagen sind unverzuglich,
spatestens aber bis zum

07.02.2025 — 11.00 Uhr

Uber die Vergabeplattform Deutsche eVergabe
(https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off) zu stellen.

Die Beantwortung von Fragen der Bewerber und sonstige verfahrensrelevante Informationen
erfolgen grundsatzlich tber die Vergabeplattform Deutsche eVergabe (https://www.deutsche-
evergabe.de/Dashboards/Dashboard Off).

Die Bewerber sind aufgefordert, keine Informationen bei anderen Vertretern der rnv, deren
Mitarbeitern oder Mitarbeitern von Drittfirmen oder Beratern einzuholen. Ein Verstol3 gegen
dieses Gebot kann zum Ausschluss des Bewerbers fuhren.

2.3.2. Unzuléssige Wettbewerbsbeschrankung

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer
unzuldssigen Wettbewerbsbeschrankung beteiligen, werden grundsatzlich vom Verfahren
ausgeschlossen.

Zur Bekampfung von Wettbewerbsbeschrankungen hat der Bieter auf Verlangen Auskilnfte
dariber zu geben, ob und auf welche Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit
Unternehmen verbunden ist.

Der Geheimwettbewerb ist in jeder Phase des Vergabeverfahrens zu gewahrleisten. Der
Auftraggeber weist darauf hin, dass Mehrfachbeteiligungen am Vergabeverfahren zur
Verletzung des Geheimwettbewerbs und damit zum Angebotsausschluss flihren kénnen.

Der Auftraggeber weist ferner darauf hin, dass die Bildung von Bietergemeinschaften nach
§ 1 GWB zu verbotenen Einschrankungen oder Verfalschungen des Wettbewerbs fiihren kann.

2.3.3. Bietergemeinschaften (Anderungen in der Zusammensetzung)

Seite 3 von 9


https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off
https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off
https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off

Informationen zum Vergabeverfahren r

Mit gutem Gefihl unterwegs,

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren)
104-24-E16

Im Falle der Bewerbung durch eine Bietergemeinschaft muss jedes
Bietergemeinschaftsmitglied eine unterschriebene Bietergemeinschaftserklarung mit dem
Angebot einreichen.

Eine Veradnderung der Zusammensetzung der Bietergemeinschaft ist grundsatzlich
unzulassig.

2.3.4. Unterauftragnehmer/Eignungsleihe

Sofern der Bewerber zum Nachweis seiner Eignung die Kapazitdten eines anderen
Unternehmens (Dritter/Nachunternehmer) in Anspruch nehmen will (Eignungsleihe), muss er
den Namen dieses anderen Unternehmens benennen und angeben, wofir er die Kapazitaten
des anderen Unternehmens in Anspruch nehmen will. Entsprechende Nachweise sind fiir das
andere Unternehmen in dem Umfang vorzulegen, wie sie flr den Bewerber vorzulegen waren.

AulRerdem muss der Bewerber durch Vorlage einer Verpflichtungserklarung dieses
Unternehmens nachweisen, dass ihm die fur den Auftrag erforderlichen Mittel tatsachlich zur
Verfiigung gestellt werden.

Im Rahmen der Eignungsprufung wird der Auftraggeber prufen, ob das Unternehmen, dessen
Kapazitaten der Bewerber fiir die Erflllung bestimmter Eignungskriterien in Anspruch nehmen
will, die entsprechenden Kriterien erfullt und ob Ausschlussgriinde, insbesondere zwingende
Ausschlussgriinde nach § 123 GWB oder fakultative Ausschlussgrinde nach § 124 GWB,
vorliegen. Hierfir muss der Bewerber durch das Unternehmen Formblatt B.IV.1 ausfiillen
lassen und mit dem Teilnahmeantrag einreichen. Sofern ein zwingender Ausschlussgrund
nach 8§ 123 GWB bei dem vom Bewerber benannten Unternehmen vorliegt oder das
Unternehmen das entsprechende Eignungskriterium, fiir das es benannt wurde, nicht erftillt,
wird der Auftraggeber dem Bewerber gemalR § 47 Abs. 2 SektVO vorschreiben, das
Unternehmen zu ersetzen. Sofern ein fakultativer Ausschlussgrund nach § 124 GWB vorliegt,
wird der Auftraggeber nach pflichtgemaRem Ermessen entscheiden, ob der Bewerber das
Unternehmen ersetzen muss. Fir die Aufforderung zur Ersetzung eines benannten
Unternehmens wird die rnv den Bewerbern eine Frist setzen.

Im Ubrigen ist der Austausch eines einmal benannten anderen Unternehmens zu einem
spateren Zeitpunkt grundsatzlich unzuléssig.

Nachunternehmer, die der Bewerber fiir die Auftragsausfihrung einsetzen will, deren
Kapazitaten er zum Nachweis seiner Eignung aber nicht in Anspruch nehmen will, missen in
diesem Verfahrensstadium noch nicht benannt werden.

2.3.5. Prifung auf Vorliegen von Ausschlussgrinden

Darauf erfolgt eine Priifung der Teilnahmeantrage auf Vorliegen von Ausschlussgriinden. Ein
zwingender Ausschluss des Bewerbers erfolgt bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach §
123 GWB. Davon kann gegebenenfalls unter den in § 123 Abs. 4 S. 2, Abs. 5, § 125, § 126
GWB geregelten Voraussetzungen abgesehen werden.

Des Weiteren kann ein Ausschluss erfolgen, bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach §
124 GWB, nach § 21 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG), nach § 98c Aufenthaltsgesetz
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(AufenthG), nach § 19 Mindestlohngesetz (MiLoG) und nach § 21
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz (SchwarzArbG). Davon kann nach pflichtgemaRem
Ermessen und gegebenenfalls unter den in 88§ 125 und 126 GWB geregelten Voraussetzungen
abgesehen werden.

2.3.6 Prufung Erlaubnis zur Berufsausiibung und Leistungsféhigkeit

Darauf folgt die Prufung der Beféahigung und Erlaubnis zur Berufsausibung, der
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfahigkeit und der technischen und beruflichen
Leistungsfahigkeit des Bewerbers gemessen an der zu vergebenden Leistung anhand der vom
Bewerber eingereichten Angaben, Erklarungen und Nachweise.

3. Angebote
3.1. Form und Frist Einreichung (Erst-)Angebote
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen. Sie sind in Textform mithilfe
elektronischer Mittel nach § 126 b BGB uber die Vergabeplattform der rnv unter Deutsche
eVergabe (https://www.deutsche-evergabe.de/Dashboards/Dashboard_Off)  bis  zum
17.02.2025 11:00 Uhr einzureichen.

Verspatet eingegangene Angebote werden nicht beriicksichtigt. Das Recht zur
Nachforderung bei unvollstandigen Angeboten bleibt davon unbertihrt.

3.2. Eroffnungstermin der Angebote
Zum Eroffnungstermin der Angebote sind Bieter oder deren Bevollméchtigte nicht
zugelassen.

3.3. Nebenangebote

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

3.4. Anfordern zusétzlicher Unterlagen
Der Auftraggeber behélt sich vor, von den Bewerbern zusétzliche Unterlagen zur Aufklérung,
Verifizierung und Validierung der mit den Teilnahmeantragen eingereichten Angaben,
Erklarungen und Nachweisen anzufordern.

3.5. Inhalt der Angebote
VVon den Bietern sind mit dem Angebot folgende Unterlagen einzureichen. Soweit den Bietern
Formblatter zur Erstellung der Angebote zur Verfiigung gestellt wurden, sind diese Formblatter
fur die Erstellung des Angebotes zu verwenden. Die Formblatter sind an den dafir
vorgesehenen Stellen zu unterschreiben.

3.6. Prifung und Wertung der Angebote
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Die Prufung und Wertung der Angebote erfolgt anhand des nachfolgend dargestellten
Wertungssystems:

Formale Prufung: Der Auftraggeber wird die eingegangenen Angebote zunéchst anhand
der in den Vergabeunterlagen genannten Anforderungen in formaler Hinsicht Gberprufen.
Soweit sich daraus ergibt, dass bei einem Angebot Unterlagen fehlen oder unvollstandig
sind, wird der Auftraggeber im Rahmen des § 51 SektVO den betroffenen Bieter auffordern,
Unterlagen nachzureichen oder zu vervollstandigen.

Angemessenheitsprifung: Der Auftraggeber wird die eingegangenen Angebote
rechnerisch, technisch und wirtschaftlich prufen. Hierzu wird der Auftraggeber die von den
Bieten angegebenen Preise auf deren Angemessenheit Uberprifen. Soweit sich daraus
ergibt, dass ein Angebot unangemessen hoch bzw. unangemessen niedrig erscheint, wird
der Auftraggeber den Bieter auffordern, die angebotenen Preise gemaRl § 54 SektVO
aufzuklaren. Der Auftraggeber behélt sich vor, dazu die von den Bietern mit den Angeboten
einzureichende Urkalkulation heranzuziehen.

Wertung anhand der Zuschlagskriterien: Die weitere Wertung der Angebote erfolgt anhand
der von den Bietern zu den nachfolgend genannten Zuschlagskriterien einzureichenden
Unterlagen.

Die Wertung anhand der Zuschlagskriterien: erfolgt auf der Grundlage der folgenden
Wertungskriterien fir beide Lose:

Kriterium Gewichtung
Preis 100 %]
3.7. Zuschlag

Die rnv strebt an, das offen Verfahren durch Zuschlagserteilung spatestens in der KW 10/2025
zu beenden.

Die nicht erfolgreichen Bieter werden (ber die Zuschlagsabsicht gemafR § 134 GWB informiert
werden. Vor Vertragsunterzeichnung konnen noch letzte Detailverhandlungen fir kleinere
Korrekturen gefihrt werden, soweit sie die Wertungsrangfolge nicht beeinflussen.

3.8. Kosten fir die Teilnahme am Verfahren

Fur Erstellung der Bewerbungs- und Angebotsunterlagen und die Teilnahme an diesem
Verfahren werden Kosten nicht erstattet und Entschadigungen nicht gewéhrt.

4. Rugepflicht und Nachprifung
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4.1. Zulassigkeit Nachprifungsantrag

Die Zulassigkeit von Nachprifungsantragen richtet sich nach 8§ 160 GWB. Nach 8§ 160 Abs. 3
GWSB ist ein Nachprufungsantrag unzulassig, soweit

1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstol3 gegen Vergabevorschriften vor Einrei-
chen des Nachprufungsantrags erkannt und gegenuber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer
Frist von zehn Kalendertagen gertigt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 GWB bleibt
unbertihrt,

2. Verstolle gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind,
nicht spatestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung
oder zur Angebotsabgabe gegeniliber dem Auftraggeber gertigt werden,

3. VerstolRe gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind,
nicht spatestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegen-tber
dem Auftraggeber gertigt werden,

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Riige nicht
abhelfen zu wollen, vergangen sind.

Dies gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135
Absatz 1 Nummer 2 GWB. § 134 Absatz 1 Satz 2 GWB bleibt unbertihrt.

4.2. Vergabekammer

Der Bieter kann sich zur Nachprifung behaupteter VergabeverstéRe an die, in der
Auftragsbekanntmachung genannte, Stelle wenden.

4.3. Rechtsgrundlagen
Fir die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten u.a. die folgenden Regelungen des GWB:
§ 134 Informations- und Wartepflicht

1) Offentliche Auftraggeber haben die Bieter, deren Angebote nicht beriicksichtigt werden
sollen, uber den Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, tber
die Griinde der vorgesehenen Nichtbertcksichtigung ihres Angebots und lber den friihesten
Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverziglich in Textform zu informieren. Dies gilt auch flr
Bewerber, denen keine Information tber die Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfligung gestellt
wurde, bevor die Mitteilung Uber die Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter
ergangen ist.

(2) Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Absendung der Information nach Absatz 1
geschlossen werden. Wird die Information auf elektronischem Weg oder per Fax versendet,
verkirzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung
der Information durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und
Bewerber kommt es nicht an. Die Informationspflicht entféllt in Fallen, in denen das
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit
gerechtfertigt ist. Im Fall verteidigungs- oder sicherheitsspezifischer Auftrage koénnen
offentliche Auftraggeber beschlieBen, bestimmte Informationen Uber die Zuschlagserteilung
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Mit gutem Gefihl unterwegs,

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren)
104-24-E16

oder den Abschluss einer Rahmenvereinbarung nicht mitzuteilen, soweit die Offenlegung den
Gesetzesvollzug behindert, dem 6&ffentlichen Interesse, insbesondere Verteidigungs- oder
Sicherheitsinteressen, zuwiderlauft, berechtigte geschaftliche Interessen von Unternehmen
schadigt oder den lauteren Wettbewerb zwischen ihnen beeintrachtigen kénnte.

§ 135 Unwirksamkeit

(1) Ein offentlicher Auftrag ist von Anfang an unwirksam, wenn der o&ffentliche
Auftraggeber

1. gegen § 134 verstoRen hat oder

2. den Auftrag ohne vorherige Veroffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der
Européischen Union vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist, und dieser
VerstoR in einem Nachprufungsverfahren festgestellt worden ist.

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur festgestellt werden, wenn sie im
Nachprufungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen
Bieter und Bewerber durch den o6ffentlichen Auftraggeber Uber den Abschluss des Vertrags,
jedoch nicht spater als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat
der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Européaischen Union bekannt gemacht,
endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Verdéffentlichung
der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Européaischen Union.

3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 tritt nicht ein, wenn

1. der offentliche Auftraggeber der Ansicht ist, dass die Auftragsvergabe ohne vorherige
Vertffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Européischen Union zu-l&ssig ist,

2. der offentliche Auftraggeber eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union
veroffentlicht hat, mit der er die Absicht bekundet, den Vertrag abzuschlieen, und

3. der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von mindestens zehn Kalendertagen, gerechnet ab
dem Tag nach der Veréffentlichung dieser Bekanntmachung, abgeschlossen wurde.

Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 muss den Namen und die Kontaktdaten des
offentlichen Auftraggebers, die Beschreibung des Vertragsgegenstands, die Begrindung der
Entscheidung des Auftraggebers, den Auftrag ohne vorherige Veroffentlichung einer
Bekanntmachung im Amtsblatt der Européaischen Union zu vergeben, und den Namen und die
Kontaktdaten des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten soll, umfassen.

8§ 160 Einleitung, Antrag
(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprifungsverfahren nur auf Antrag ein.

(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem o6ffentlichen Auftrag
oder der Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Absatz 6 durch
Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem
Unternehmen durch die behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein Schaden
entstanden ist oder zu entstehen droht.

3) Der Antrag ist unzuldssig, soweit

Seite 8 von 9

10



Informationen zum Vergabeverfahren r

Mit gutem Gefihl unterwegs,
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1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstol3 gegen Vergabevorschriften vor Einreichen
des Nachprifungsantrags erkannt und gegeniiber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist
von zehn Kalendertagen gerlgt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberthrt,

2. Verstolle gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind,
nicht spatestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung
oder zur Angebotsabgabe gegeniiber dem Auftraggeber geriigt werden,

3. VerstolRe gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind,
nicht spatestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenliber
dem Auftraggeber gertigt werden,

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Riige nicht
abhelfen zu wollen, vergangen sind.

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135
Absatz 1 Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberihrt.

4.4. Weiterleitung von Vergabeunterlagen

Der Auftraggeber ist im Falle eines Nachprifungsantrags verpflichtet, die Vergabeakten, die
auch die abgegebenen Teilnahmeantrdge und Angebote enthalten, an die Vergabekammer
weiterzuleiten. Gemal3 § 165 GWB haben die Verfahrensbeteiligten unter Umstanden An-
spruch auf Akteneinsicht und kdénnen sich gegebenenfalls Ausfertigungen, Ausziige oder
Abschriften erteilen lassen. Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen zu versagen,
soweit dies aus wichtigen Griinden, insbesondere des Geheimschutzes oder zur Wahrung von
Fabrikations-, Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnissen geboten ist. Es ist daher im Interesse des
Bewerbers oder Bieters, bereits mit der Abgabe des Teilnahmeantrags oder Angebotes eine
entsprechende Kennzeichnung der Stellen vorzunehmen, die Fabrikations-, Betriebs- oder
Geschaftsgeheimnisse enthalten.
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Mit gutem Gefihl unterwegs,

[Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren]
104-24-E16]

Vertragsgrundlagen

Als spéatere Vertragsgrundlagen gelten in folgender Reihenfolge:

o

Die Vertragsbedingungen fur dieses Vergabeverfahren

Die Zusatzlichen Vertragsbedingungen fur dieses Vergabeverfahren

c. Das Bieter-/ und Verhandlungsgesprachsprotokoll sowie die Beantwortung von
Bewerber-/ Bieterfragen (soweit vorhanden)

d. Das (letztverbindliche) Angebot des Auftragnehmers inkl. Samtlicher auf gesonderte
Anforderung vorgelegter oder nachgereichter Unterlagen, Konzepte, Skizzen,
Nachweise, Erklarungen und Angaben

e. Die weiteren Vergabeunterlagen inkl. Leistungsbeschreibung mit Anlagen

Die aktuell gultige Fassung der VOL/B

g. Vorschriften des BGB, insbesondere die Bestimmungen gemalf 88§ 631

ff. BGB

c

-
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Mit gutem Gefiihl unterwegs.

Leistungsbeschreibung fur
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(technisch)
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

1 Unternehmensvorstellung

Die rnv betreibt die Stadtbahn - und Buslinien in Mannheim, Heidelberg und Ludwigshafen und
der Region Rhein-Neckar. Mit rund 200 Kilometer Gleislange verfiigt die rnv Gber das langste
zusammenhangende Meterspurnetz Deutschlands. Zu diesem Netz gehéren auch zwei
Eisenbahnstrecken. Die rnv erbringt ihre Verkehrsdienstleistungen mit tiber 200
Schienenfahrzeugen verschiedener Bauarten.

Im Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) und der ihr nachgeordneten
Eisenbahnbetriebsordnung (ESBO) sowie in dem Personenbeférderungsgesetz (PBefG) und der
ihr nachgeordneten Bau- und Betriebsordnung fiir StraBenbahnen (BOStrab) sind der rnv
Pflichten zur Gewahrleistung des betriebssicheren Zustands von Fahrzeugen auferlegt worden.
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

2 Verzeichnis der Abkiirzungen

AG Auftraggeber

AN Auftragnehmer

BOStrab Verordnung Uber den Bau und Betrieb von StralRenbahnen
BT Bombardier Transportation

DIN Deutsche Industrie-Norm

EU Europaische Union

ESBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung fiir Schmalspurbahnen
Fz Fahrzeug

ISO Internationale Norm

Opt Option

rnv Rhein-Neckar Verkehr GmbH

VDE Verband Deutscher Elektro-Ingenieure

VDV Verband Deutscher Verkehrsunternehmen
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

3

Allgemeines

rnv

Mit gutem Gefihl unterwegs

In den nachsten Jahren sollen Instandhaltungsleistungen unterschiedlicher Tiefe an den Bahnmotoren der
Fahrzeuge der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) durch externe Dienstleister durchgefihrt werden.

Die Bahnmotoren sind in den Stadtbahnfahrzeugen der rnv eingebaut. Die Stadtbahnfahrzeuge werden an
unterschiedlichen Standorten instandgehalten. Die Abholung der Bahnmotoren kann an den verschiedenen
Standorten des AG erfolgen.

Die Anzahl der Instandsetzungen sind in Abschnitt 5.1 zu finden.

Eine Ubersicht Gber die vorhandenen Gerate ist Tabelle 1 zu entnehmen.

Tabelle 1: Ubersicht der Bahnmotoren, die Teil der Ausschreibung sind.

Motortyp Bezeichnung Hersteller Fahrzeugtypen
Drehstrom AWXA2544A ABB GTNx, V6, NGT
Drehstrom AWXA2544A ABB RNVx
Gleichstrom 1MKB2021-OMK Siemens M8C
Gleichstrom GBM120 Siemens GTW
Gleichstrom GBd120d BBC GTW
Gleichstrom GBD120c GTW
Gleichstrom GBd151 BBC GTWS8Z- OEG
Gleichstrom Gbd121a BBC GTW
Gleichstrom GBD199/21c Siemens GTW

Bei allen Tatigkeiten sind die jeweils glltigen Normen und Vorschriften zu beachten.
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

4 Technische Beschreibung der Bahnmotoren
Beschreibung der beiden Bahnmotoren, die am haufigsten zur Instandsetzung anstehen.

4.1 Drehstrommotor

Beschreibung des Traktionsmotors 4 WXA 2544 A

Der Traktionsmotor 4 WXA 2544 A ist ein flussigkeitsgekuhlter, einlageriger Drehstrom-Asynchronmotor,
der direkt am Getriebe angeflanscht wird und mit diesem eine Antriebseinheit bildet. Diese ist Uber drei
Gummielemente (zwei am Getriebe, eines am Motor) im Drehgestell gelagert. Die Drehmomentubertragung
vom Motor auf das Getriebe erfolgt Uber eine drehsteife, biegeelastische Ganzstahl-kupplung.

Die Unterscheidung der in Tabelle 1 aufgefiihrten Motoren zwischen GTN, NGT,GTV6Z und RNV ist eine
andere Stahlkupplung.

Technische Daten

- Vorschrift VDE 0535
- Schutzart IP55
- Hauptabmalde ca.553 mm x 400 mm x 350 mm
- Masse 275 kg
- Kdhlsystem Flussigkeitskihlung
- KdhImitteldurchsatz 10 I/min
- Druckabfall ca. 12500 Pa
- Llagerung einlagerig, Zylinderrollenlager auf N
- Schmiermittel Fett
- Anzahl der Pole 4
- Schaltung der Statorwicklung Stern
- Wicklungsmaterial Profikupfer / rechteckig
- Isolationssystem Veridur®
- Isolationsklasse Klasse 200
- Magnetblechtyp V 530-50A
Nennpunkt: bei max. Drehzahl:
- Leistung 95 kW (52/1h) 95 kw (S1)
- Drehzahl 2004  1/min 5922  1/min
- Spannung 363 \ 585 \
- Strom 200 A 112 A
- Frequenz 63,3 Hz 199 Hz
- Schleuderdrehzahl 7400 1/min
- Prufspannung 3,7 kv
- MafRbild ACL 100 344
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Wit gutem Gefhl unterwegs.  /

Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren I—

4.2 Gleichstrommotoren

4.2.1 Bauart "M8C"
Hier handelt es sich um ein SIEMENS Gleichstrommotor der Bauart 1TMKB2021-OMK

Technische Daten: Typ 1 KB 2021 — 0 MK 02
- Bei Betriebsart 60 min
- Spannung 600 V
- Leistung 150 kw
- Strom 280 A
- Drehmoment 1196 Nm
- Drehzahl 1200 U/min
- Erregergrad W 0,9
- Hochste Betriebsdrehzahl 3500 U/min
- Gewicht des Motors 1070 kg
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

5 Instandsetzung

Im Rahmen der Instandsetzung sind defekte Bauteile zu reparieren bzw. auszutauschen. Flr ausgewahlte
Schadensbilder sind mit dem gesonderten Preisblatt Pauschalpreise flr die jeweilige Leistungsposition
anzugeben. Fur alle durchgefiihrten Instandsetzungen ist eine detaillierte Dokumentation zu erstellen.

Die erforderlichen Ersatzteile fir die Instandsetzungen missen vom AN beigestellt werden. Es sind Original-
Ersatz-teile des Herstellers zu verwenden. Alternative Ersatzteile sind durch die rv freizugeben. Wenn die
Ersatzteile im rnv-Lager vorhanden sind, kann auch eine Beauftragung ohne oder mit teilweisen Ersatzteilen
erfolgen.

Eine Abwicklung / Beauftragung der Instandsetzung erfolgt ab einem (=1Stlick) defekten Motor / Bauteil.

5.1 Anzahl der Bahnmotoren fiir die Instandsetzungen
Fir die Instandsetzungen und Instandhaltungsleistungen werden in diesem Abschnitt die Anzahl der Gerate
genannt, die im Schadensfall zu reparieren sind.

Tabelle 2 Anzahl der Instandsetzungen nach Motor-Typ

Motor Typ Anzahl der Anzahl der Anzahl der
Instandsetzungen Instandsetzungen Instandsetzungen
pro Jahr pro Jahr pro Jahr
mindestens ' durchschnitt ' maximal '
Drehstrommotoren 0 35 74
(Traktionsmotors 4 WXA 2544 A)
Gleichstrommotoren 0 2 6

! Die Angegebenen Mengen sind unverbindliche Schatzmengen

Tabelle 3 Anzahl der Hdaufigen - Instandsetzungen beim Drehstrommotor

Haufige Anzahl der Anzahl der Anzahl der
Fehlerbeschreibungen Instandsetzungen | Instandsetzungen Instandsetzungen
pro Jahr pro Jahr pro Jahr

mindestens ' durchschnitt ' maximal '

Drehstrommotor - Rotor 0 10 20

Endscheibe lose

Drehstrommotor - Rotor 0 20 40

Gewinde Stahlkupplung instand-

setzen

Drehstrommotor - Stator 0 5 10

Anschlisse abgebrannt

! Die Angegebenen Mengen sind unverbindliche Schatzmengen
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

5.2 Leistungsanforderungen

5.2.1 Grundlegende Anforderungen bei Instandsetzungen von kompletten
Motoren

Demontage der Fahrmotoren

Reinigung der Motoren und aller Komponenten

Inspektion auf Verschleifs, Beschadigungen und Funktionsfahigkeit

Austausch defekter Teile und Komponenten nach Absprache mit dem Auftraggeber
Uberprifung der Isolationswiderstande geméaR VDE 0113

Prifung der Wicklungen auf Kurzschltsse und Durchgangspriifung

Messung der Wicklungswiderstande

Prafung der Lager auf Verschleifd und Austausch bei Bedarf

Auswuchten der Rotoren zur Reduzierung von Vibrationen

10. Zusammenbau der Motoren

11. Funktionsprifung der Motoren unter Lastbedingungen

12. Dokumentation aller durchgefiihrten Malinahmen und Priifergebnisse

13. Bei Abweichung von den Herstellervorgaben ist eine Freigabe durch den Auftraggeber einzuholen

WoONOOUVA~WNE

5.2.2 Drehstrommotor - Rotor Endscheibe lose

Der Motor (Traktionsmotors 4 WXA 2544 A) wird vom AG demontiert. Der Rotor wird mit den Ersatzteilen zur
Abholung bereitgestellt. Am Rotor befindliche Stahlkupplung (Membrankupplung) ist eine Endscheibe zur
Befestigung mit dem Getriebe. Diese Endscheibe wird durch Stifte gehalten.

Beistellung der Endscheibe mit Stiften durch rnv.

- Abholung beim AG

- Kupplung abziehen

- Kupplung mit Endscheibe aufziehen

- Polierarbeiten

- Blechpaket prifen

- Rundlaufkontrolle durchfihren

- Laufer mit Kupplung dynamisch wuchten
- Anliefern beim AG

523 Drehstrommotor - Rotor Gewinde in Stahlkupplung
(Membrankupplung) defekt

Der Motor (Traktionsmotors 4 WXA 2544 A) wird vom AG demontiert. Der Rotor wird zur Abholung
bereitgestellt. Am Rotor montierte Stahlkupplung (Membrankupplung), befindet sich ein Gewinde zum
Abpressen des Motors vom Getriebe.

- Abholung beim AG

- Kupplung abziehen

- Gewinde in Kupplung instand setzen

- Schragbohrung ausbuchsen

- Gewindebuchse anfertigen und einpassen
- Kupplung mit Endscheibe aufziehen

- Polierarbeiten

- Blechpaket prifen

- Rundlaufkontrolle durchftihren

- Laufer mit Kupplung dynamisch wuchten
- Anliefern beim AG
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Leistungsbeschreibung zur Instandsetzung von Bahnmotoren

5.24 Drehstrommotor - Stator Anschliisse abgebrannt

Der Motor (Traktionsmotors 4 WXA 2544 A) wird vom AG demontiert. Der Stator wird zur Abholung
bereitgestellt.

- Abholung beim AG

- Bauteile reinigen

- Ableitungen am Wickelkopf abléten

- lIsolatoren ausbauen und reinigen

- Klemmkasten mit Isolierlack streichen

- Neue Anschlusslaschen anfertigen

- Anschlusslaschen an die Ableitungen hartléten

- Ableitungen neu isolieren, harzen und einbauen

- Stator vorwarmen und harzen

- Endprifung

- Gewinde am Stator nachschneiden

- Dichtheit der Wasserkuhlung mit 10 Bar mehrmals prufen
- Kabelverschraubungen ausbauen, reinigen und mit Dichtmasse montieren
- Schutz und Decklack aufbringen

- Prifen / messen der Wicklung mit Protokoll

- Anliefern beim AG

5.25 Drehstrommotor von Bahngetriebe trennen

Der Motor (Traktionsmotors 4 WXA 2544 A) mit dem Getriebe wird vom AG zur Abholung bereitgestellt.
Zusatzlich wird der Motor Uberholt, da er fir die Demontage zerlegt wird.

Beistellung von Lager, Dichtungsmaterial und Lagerfett werden beigestellt.

- Abholung beim AG

- Motor vom Getriebe ab flanschen

- Motor demontieren

- Teile befunden, Stator auswaschen und trocknen

- Teile u. Komponenten abdampfen / sandstrahlen

- Diverse Motorteile glasperlenstrahlen

- Membrankupplung montieren

- Zerstorungsfreie Wicklungsprifung mit StolSspannung durchfiihren Gerat: ' Baker ' 0 - 24000 V

- Wicklung 2 x auswaschen u. trocknen.

- Passfedernut BS Uberprifen

- Wellenzapfen BS Uberprifen

- Lagersitz Laufer BS Uberprifen

- Rundlaufkontrolle durchfiihren

- Lagerschildpassung BS Uberprifen

- Laufer mit Paldfeder und Kupplung nach VDI-Richtlinie 2060 dynamisch wuchten u. Wuchtausgleich
vornehmen

- Laufer neu lagern. Motor montieren.

- Klemmenkasten Uberarbeiten.

- Schutz, Deckanstrich aufbringen

- Mess- und Prifprotokoll erstellen

- Anliefern beim AG
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5.2.6 Gleichstrommotor SIEMENS 1KB2021-0MKO02
Arbeitsumfang: Allgemeine Uberholung
Der Motor wird vom AG zur Abholung bereitgestellt

- Ritzel abziehen

- Zuleitungskabel abklemmen und prdfen.

- Motor demontiert u. mechanisch Gberprifen. Alle Passungen vermessen und dokumentieren.

- Stator und Ankerwicklung auswaschen u. trocknen.

- Anker elektrisch prifen, "Baker"-zerstorungsfreie Wicklungsprifung durchfihren.

- Feldwicklung elektrisch prifen, Schaltung 6ffnen, "Baker"-zerstorungsfreie Wicklungsprifung
durchfihren.

- Blrstenhalter ausbauen und Kohletaschen reinigen.

- Samtliche Teile vorreinigen, abdampfen, sand- und glasperlenstrahlen,

- Alle Passungen an Laufer und Lagerschilder Gberpruft und dokumentiert

- Lauferwelle AS warm richten, Passungen egalisieren; Zentrierungen Uberarbeiten.

- Laufer mit PalSfeder nach VDI-Richtlinie 2060 dynamisch wuchten u. Wuchtausgleich vornehmen

- Kommutator Uberdrehen, ausfrasen, entgraten, Oberflachenrauhigkeit messen und dokumentieren.

- Laufer neu lagern. Motor montieren.

- Burstenhalter montieren, KohlebUrsten einbauen und einschleifen

- Armatur der Kohlebursten verlegen und anschliefSen

- Probelauf mit Messung der Schwingstarke und Lagerzustandswerte durchfihren.

- Lastlauf mit 185 kW an Belastungsmaschine

- Zuleitungskabel anklemmen.

- Ritzel aufziehen

- Schutz, Deckanstrich aufbringen

- Prufbericht anfertigen

5.2.7 Gleichstrommotor BBC - GBd 151
Arbeitsumfang: Allgemeine Uberholung
Der Motor wird vom AG zur Abholung bereitgestellt

- Aufnahme des Motors und Prifen

- Ritzel abziehen

- Zuleitungskabel abklemmen und prifen.

- Motor demontieren u. mechanisch Uberprifen.

- Alle Passungen vermessen und dokumentieren.

- Stator und Ankerwicklung auswaschen u. trocknen.

- Anker elektrisch prifen, "Baker"-zerstorungsfreie Wicklungsprifung durchfthren.

- Feldwicklung elektrisch prifen, Schaltung 6ffnen, "Baker"-zerstorungsfreie Wicklungsprifung
durchfihren.

- Blrstenhalter ausbauen und Kohletaschen reinigen.

- Samtliche Teile vorreinigen, abdampfen, sand- und glasperlenstrahlen,

- Alle Passungen an Laufer und Lagerschilder Gberprifen und dokumentieren

- Lauferwelle AS warm richten, Passungen egalisieren; Zentrierungen Uberarbeiten.

- Laufer mit PaSfeder nach VDI-Richtlinie 2060 dynamisch wuchten u. Wuchtausgleich vornehmen

- Kommutator Uberdrehen, ausfrasen, entgraten, Oberflachenrauhigkeit messen und dokumentieren.

- Laufer neu lagern.

- Motor montieren.

- Blrstenhalter montieren, Kohleblrsten einbauen und einschleifen

- Armatur der Kohleblrsten verlegen und anschliefRen

- Probelauf mit Messung der Schwingstarke und Lagerzustandswerte durchfihren.

- Lastlauf mit 120 kW an Belastungsmaschine

- Zuleitungskabel anklemmen.

- Ritzel aufziehen

- Schutz, Deckanstrich aufbringen

- Prifbericht anfertigen
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Optionale Zusatzarbeiten:

- Alte Farbe am Statorgehduse entfernen

- Dichtungen an den Revisionsdeckeln erneuern.

- Burstenhalter Uberarbeiten

- Abdichtungen an den Polbefestigungsschrauben erneuern

- Stator und Ankerwicklung auswaschen u. trocknen.

- Stator- und Ankerwicklung mit Feuchtigkeitsschutzlack lackieren
- Vergussmasse am Kollektor erneuern

6 Allgemeine Bedingungen / Zusatze

6.1 Durchlaufzeiten
Die Reparaturzeiten der Positionen 5.2.2 darf nicht Idinger als 21 Tage und 5.2.3 darf nicht Idinger als
28 Tage, jeweils mit Transport dauern (von Abholung bis Anlieferung bei rnv)

Bei dringenden Bedarfen ist eine beschleunigte Reparatur des Bauteils nach Absprache zu ermdglichen.

6.2 Technischer Support/ Kontakt
Die Abwicklungen ist in Deutsch (mindestens C1) zufihren.

Der AN soll bei Problemen und technischen Fragen, diese mit der Fachwerkstatt vor Ort klaren / erlautern.

6.3 Transport
Der Transport soll innerhalb von 3 Werktagen nach der Beauftragung erfolgen und ist im Preis inbegriffen.

Der Transport soll vom Dienstleister, nach einer Mitteilung, selbststandig organisiert werden.
Die defekten Teile werden von der RNV auf Paletten verlastet.

Abholung der Bauteile erfolgt in der Hauptsache am Standort Mannheim

RNV Betriebshof Mannheim
Mohlstrale 27
68165 Mannheim

Abholung kénnte auch von anderen Standorten erfolgen

RNV Betriebshof Heidelberg
Bergheimerstralle 155
69115 Heidelberg

RNV Betriebshof Kafertal
Rebenstralke 13B
68309 Mannheim

RNV Betriebshof Ludwigshafen
Hauptstral3e 320
67065 Ludwigshafen
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7 Eignungskriterien

7.1 Sprache

Kommunikation und Dokumentation in deutscher Sprache (mindestens C1).

7.2 Instandhaltung Dauer

Die Dauer der Instandhaltung der Positionen
5.2.1 maximal 21 Tage

5.2.2 maximal 28 Tage

jeweils mit Transport

betragen.

(von Abholung bis Anlieferung bei rnv)

7.3 Abwicklung / Transport
Der Transport soll innerhalb von 3 Werktagen nach der Beauftragung / Bestellung erfolgen.

7.4 Qualifikation

Die Arbeiten sind von qualifizierten Facharbeitern Elektro / Metallbau durchzufthren
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Rhein-Neckar-Verkehr GmbH | MéhistraRe 27 | 68165 Mannheim

PDF-Versand und Qualitatsanforderungen fiir Eingangsrechnung

Sehr geehrter Lieferant und Geschaftspartner,

im Rahmen der Optimierung unserer Buchhaltungsprozesse méchten wir hnen, wie auch uns,
zukUnftig den Papierversand Ihrer Rechnungsdokumente ersparen. Sie unterstiitzen uns bei diesen
Bemiihungen, in dem Sie Ihre Rechnungen und Rechnungskorrekturen ab sofort im PDF-Format
per Email Gbermitteln und uns hierdurch auch helfen die Bearbeitungszeit Ihrer Rechnungen zu
reduzieren.

Damit auch Sie diese Vorteile nutzen kdnnen, bitten wir Sie die Hinweise und Anforderungen, sowie
die Qualitatsstandards in beigefigter Ubersicht zwingend zu beachten und Ihre Dokumente
ausschlieBlich an das, fir die jeweilige Gesellschaft freigegebene Postfach zu versenden.

Bitte Berucksichtigen Sie, dass eine Abweichung von unseren Anforderungen und Qualitatsstandards
zu einer erheblichen Verzdgerung bei der Bearbeitung und Begleichung fiihren kann.

Dieses Schreiben stellt bis auf Widerruf, die schriftliche Zustimmung der RNV, sowie der in
beiliegender Ubersicht genannten Gesellschaften zum Empfang von PDF-Rechnungen dar.

Im Falle weiterer Fragen zum PDF-Versand, beantworten wir lhnen diese unter der Email-Adresse:
Kreditorenbuchhaltung@rnv-online.de

Vielen Dank fur lhre Unterstiitzung.
Mit freundlichen GriRen

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Kreditorenbuchhaltung

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (RNV) Mohlstrake 27 | 68165 Mannheim Deutsche Bank Mannheim Kto.-Nr. 0449 00900 - BLZ 670 700 10
Telefon: 06 21 4 65 - 0 - Telefax: 06 21 4 65 - 32 62 IBAN DE76670700100044900900 - BIC DEUTDESMXXX
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Erster Birgermeister Christian Specht Postbank Ludwigshafen Kto.-Nr. 6432-676 - BLZ 545 100 67
Geschaftsfiihrer: Martin in der Beek - Christian Volz IBAN DE55545100670006432676 - BIC PBNKDEFF545

Sitz und Registergericht: Mannheim - Handelsregister-Nr.: HRB 8674 Ust-IdNr.: DE 213122348

www.rnv-online.de Glaubiger ID: DE17RNV00000098603

1/1
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Anforderungen an den Rechnungsversand per PDF
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Sehr geehrter Lieferant und
Geschaftspartner,

mit dem Versand lhrer Rechnung per PDF
entscheiden sie sich fiir eine schnelle und
effiziente Art der Ubermittlung.

Hierdurch wird der Prozess der
Rechnungsverarbeitung verkiirzt und
eine termingerechte Zahlung ermdglicht.

Bei Nutzung des Rechnungsversands per
PDF beachten Sie bitte die im folgenden
aufgefiihrten Anforderungen und
Qualitatsstandards.

Vielen Dank fiir hre Unterstiitzung!

Anforderungen an den
PDF-Rechnungsversand

Wenn Sie den elektronischen Rechnungsversand im PDF
Format nutzen wollen, bestehen folgende
Anforderungen:

Dateiformat:

* Es werden nur Dokumente mit der Dateiendung .pdf
akzeptiert und verarbeitet.

* Bitte verwenden Sie keinen Passwortschutz

* Keine Sonderzeichen (:*?/“><) im Dateinamen

Dateiinhalt:

* Nur eine Rechnung je PDF-Datei

* Mehrseitige Dokumente und Anlagen bitte immerin
einem PDF-Dokument zusammenfassen

* Keine separaten Anlagen moglich

Emailversand:

* Jede Gesellschaft besitzt Ihre eigene Email-Adresse.
Abweichende Belegeingdnge werden nicht
bearbeitet.

* Bitte senden sie ausschlielich Rechnungen und
Gutschriften/Rechnungskorrekturen an die jeweilige
Email-Adresse.

* Abweichende Dokumente oder Anfragen kénnen
nicht beriicksichtigt werden.

Mahnungen und sonstige Riickfragen richten Sie bitte
an: Kreditorenbuchhaltung@rnv-online.de

Rechnungs- und Email-
Adressen

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
MohlstraRe 27
68165 Mannheim

Email-Adresse fiir PDF-Rechnungsversand:

RG_RNV@rnv-online.de

MV Mannheimer Verkehr GmbH
MohlstraRe 27
68165 Mannheim

Email-Adresse fiir PDF-Rechnungsversand:

RG_MV@rnv-online.de

Zentralwerkstatt fur Verkehrsmittel
Mannheim GmbH

MéohilstraBe 27

68165 Mannheim

Email-Adresse fiir PDF-Rechnungsversand:

RG_ZWM@rnv-online.de

| Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
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Erstellungsprozess fiir
PDF-Rechnungen

Optimaler Weise erstellen Sie das
PDF-Dokument direkt aus einem
Programm (ERP, Word, Excel,...)
und nicht aus einem gescannten
Papierdokument.

Optimal Ungeeignet

Postbox
RG_XXX
@rnv-
online.de

Postbox
RG_XXX
@rnv-
online.de

| Rhein-Neckar-Verkehr GmbH -

Qualitatsanforderungen an eine Rechnung

Als Voraussetzung fiir eine schnelle Bearbeitung und
Begleichung einer Rechnung, stellt die
Rechnungsqualitat einen entscheidenden Faktor dar.
Unterstiitzen Sie daher die Verbesserung der
Rechnungsverarbeitungszeiten in dem Sie die folgenden
Mindestanforderungen beachten:

* Korrekte und vollstandige Rechnungsanschrift der
beauftragenden Gesellschaft

* Angabe der korrekten RNV-Bestellnummer

* Rechnungsdetails (Menge, Preis, Bezeichnung,
Zahlungsbedingung,...) und Abrechnungsweise
entsprechen der zugehdrigen Bestellung

* Eswird nur eine Bestellung je Rechnung abgerechnet
* Ausweis von Netto-, Steuer- und Bruttobetrag

* Angabe der Wahrung

* Ausweis des Liefer- / Leistungsdatums

* lhre Umsatzsteuer-ID ist enthalten

¢ lhre Bankverbindung (IBAN + BIC) ist angegeben

* Keine handschriftlichen Angaben

* Um eine gute Lesbarkeit zu gewahrleisten, sollte
moglichst ein weiRer Rechnungshintergrund gewahlt
werden

Fiir den Ausnahmefall einer Rechnung ohne Bestellung
geben Sie bitte den vollstandigen Namen, sowie die
Email-Adresse des Anforderers an.

Anforderungen an die Rechnungsqualitat

Beispielrechnung
Entsprechend dem RNV-Qualitatsstandard

Rechnung

Rechnungsdatum: 01.10.2020
Rechnungsnummer: RG123456
Rechnungsanschrift:

Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
Moéhlstrae 27
68165 Mannheim

RNV-Bestellnummer: 4xxxxxxxxx

Bezeichnung, Menge, Preis, Lieferschein, Positionsbetrag, ...

Liefer- / Leistungsdatum: 30.09.2020

Zahlungsbedingung: Netto: 1.000,00 EUR
30 Tage netto MwSt 16 %: 160,00 EUR
Gesamt: 1.160,00 EUR

IBAN: DEXX XXXX XXXX XXXX XXXX XX

BIC:  XXXXXXXXXXXX Ust.ID: DE123456789
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Hinweise zum Datenschutz

Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Wichtiger Hinweis an Bieter als Arbeitgeber:

Wir verarbeiten im Rahmen des Vergabeverfahrens die personenbezogenen Daten von Mit-
arbeitern Ihres Unternehmens, aus denjenigen Unterlagen, die Sie im Vergabeverfahren an
uns Ubermitteln (insbesondere Teilnahmeantrdge und Angebote). Im Hinblick auf die insoweit
von lhnen an uns Ubersandten Informationen zu Mitarbeitern Ihres Unternehmens delegieren
wir hiermit unsere Informationspflichten gemaf den Artt. 13 und 14 DSGVO gegenuber den
betroffenen Personen auf Sie als Bieter. Wir bitten Sie deshalb, dieses Hinweisblatt vor der
Ubermittlung solcher Unterlagen allen betroffenen Beschéftigten auszuhandigen.

1. Einleitung

Die im Rahmen des Vergabeverfahrens zur Rahmenvereinbarung “Instandsetzen

Bahnmotoren" bei der rnv Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (,rv*“, ,wir‘ und ,uns“) ein-
zureichenden Dokumente enthalten personenbezogene Daten, die fur die Kommunikation und
fur die Entscheidungsfindung im Vergabeverfahren erforderlich sind. Der Schutz dieser Daten ist
uns wichtig. Wir verarbeiten sie daher mit groRtméglicher Sorgfalt und in Einklang mit den ge-
setzlichen Bestimmungen.

Nachfolgend informieren wir Sie gemafl den Vorgaben der Artt. 13 und 14 der Europaischen
Datenschutzgrundverordnung (,,DSGVO“) lber die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Da-
ten durch uns und die Ihnen nach den datenschutzrechtlichen Regelungen zustehenden Anspri-
che und Rechte als Betroffener.

2. Wer ist fur die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich
wenden?

Verantwortlicher im Sinne der DSGVO:

rnv Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
MéohlstralRe 27

68165 Mannheim

Tel.: 0621-465-0

E-Mail: kundenservice@rnv-online.de

Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten:

CTM-COM GmbH

Moritz Gérmann

In den Leppsteinswiesen 14
64380 RolRdorf

Tel.: 06154-57605 111

E-Mail: datenschutz@ctm-com.de

3. Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen des Vergabeverfahrens von lhnen oder
Ihrem Arbeitgeber erhalten. Das sind insbesondere die Daten aus Teilnahmeantrdgen oder
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Hinweise zum Datenschutz

Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Angeboten, die im Vergabeverfahren gefordert und einzureichen sind. Regelmafig handelt es sich
dabei um:

= dienstliche Kontaktdaten von lhnen als Einzelunternehmer oder Mitarbeiter Ihres Arbeitge-
bers, wie Vor- und Nachname, Position im Unternehmen, berufliche Telefonnummer und E-
Mail-Adresse,

= Angaben zu Ihrem beruflichen Werdegang und lhrer beruflichen Qualifikation, wie Lebens-
laufe, Berufsabschllisse und personliche Berufserfahrungen.

Dariliber hinaus verarbeiten wir — soweit flir das Vergabeverfahren erforderlich — personenbezogene
Daten, die wir aus offentlich zuganglichen Quellen wie Handels- und Vereinsregister, Gewerbezent-
ralregister bzw. Wettbewerbsregister, Presse, Internet zuléssigerweise erheben dirfen oder die uns
von anderen Behoérden des Bundes und der Lander oder von sonstigen Dritten (z.B. Auskunfteien)
berechtigt Ubermittelt werden.

Wir erheben darliber hinaus personenbezogene Daten, z.B. im Zusammenhang mit Bedarfserhebun-
gen, Beschaffungsvorhaben, Teilnahmeantragen, Angeboten, Fragen, welche z.B. Uber Webformu-
lare in eVergabeplattformen oder per E-Mail an uns Ubermittelt werden, Daten aus der Erflllung un-
serer vertraglichen Verpflichtungen (z.B. Zahlungsverkehr) sowie Dokumentationsdaten (z.B. Uber
Fragen und Antworten zu unseren Vergabeverfahren).

4. Woflr verarbeiten wir Ilhre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher
Rechtsgrundlage?

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Daten-
schutzgrundverordnung (,DSGVO*) und — soweit anwendbar — des Bundesdatenschutzgesetzes
(,BDSG") sowie gegebenenfalls weiteren anwendbaren Datenschutzbestimmungen.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt zum Zweck der rechtmafRigen Durchfiuhrung
und Verwaltung des Vergabeverfahrens, im Einzelnen zur:

= Einhaltung der geltenden vergaberechtlichen Vorschriften, insbesondere der Vergabe-
grundsétze des Wettbewerbs, der Transparenz, der Wirtschaftlichkeit, der Verhaltnis-
maRigkeit, der Gleichbehandlung

= Prifung und Beantwortung von Fragen und Hinweisen von Bietern im Vergabeverfah-
ren

= Prifung und Wertung von Interessensbekundungen, Interessensbestatigungen, Teil-
nahmeantragen und Angeboten im Vergabeverfahren, insbesondere auf vergaberechtli-
che Ausschlussgrinde

= Dokumentation des Vergabeverfahrens

= FUhrung einer sachdienlichen Kommunikation wéhrend des Vergabeverfahrens.

Soweit die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten zur Durchfihrung der fir uns ver-
pflichtenden Eignungsprifung (insbesondere Angaben zur Befahigung und gegebenenfalls Er-
laubnis zur Berufsausiibung sowie zur technischen und beruflichen Leistungsfahigkeit) und fur
die Prifung zwingender Ausschlussgrinde wegen eines Verstol3es gegen bestimmte Strafvor-
schriften erfolgt, ist diese gemal Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. c), Absatz 3 DSGVO in Verbindung
mit den 88 122 und 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (,GWB®) zur
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Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Erfillung dieser rechtlichen Verpflichtungen zulassig.

Im Ubrigen ist die Rechtsgrundlage der Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten im Rah-
men des Vergabeverfahrens Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) DSGVO. Diese Vorschrift gestattet uns
die Verarbeitung personenbezogener Daten, soweit dies zur Wahrung unserer berechtigten In-
teressen oder der Interessen eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen oder Grund-
rechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen, die den Schutz personenbezogener Daten
erforderlich machen, tGberwiegen. Unser berechtigtes Interesse besteht in der ordnungsgemafien
Durchfiihrung des Vergabeverfahrens unter Beachtung der insoweit geltenden gesetzlichen Vor-
gaben.

5. Wer bekommt lhre Daten?

Eine Weitergabe lhrer Daten erfolgt nur, soweit eine Rechtsgrundlage dies gestattet. Ihre perso-
nenbezogenen Daten werden — soweit erforderlich und zulassig — weitergegeben an:

= Bundesamt fiir Justiz zur Einholung von Gewerbezentralregister-Auskiinften gem. § 150a
GewO

= zustandige Stellen fur vergaberechtliche relevante Register (z.B. Wettbewerbsregister,
Transparenzregister)

= zustadndige Stellen zur Einholung von Auskinften betreffend das Vorliegen von vergabe-
rechtlichen Ausschlussgriinden

= Referenzgeber zur Uberpriifung von Referenzen

= Sicherheits- und Ordnungsbehérden zur Uberpriifung etwaiger bewachungsrechtlicher
Voraussetzungen

= mit der Beratung oder Unterstitzung im Vergabeverfahren beauftragte Dritte (z.B. Inge-
nieurbiiros, Beratungsunternehmen, Rechtsanwaltskanzleien)

= Teilnehmer am Vergabeverfahren zur Information Uber die Vergabeentscheidung

= Instanzen fur die Nachprufung von Vergabeverfahren und die dort beteiligten Parteien

= Rechnungsprifungs-, Revisions- und Kontrollinstanzen.

Soweit wir mit Auftragsverarbeitern zusammenarbeiten, werden lhre Daten an diese weitergegeben.
Auftragsverarbeiter sind Unternehmen, die wir im gesetzlich vorgesehenen Rahmen (Art. 28 DSGVO)
mit der Verarbeitung von Daten beauftragen (Dienstleister, Erflllungsgehilfen) und entsprechend an-
weisen. Wir bleiben auch in diesem Fall weiterhin flr den Schutz Ihrer personenbezogenen Daten
verantwortlich. Beauftragt werden diese Unternehmen von uns inshesondere in folgenden Bereichen

= Bereitstellung und Betrieb der im Vergabeverfahren eingesetzten eVergabeplattformen
= ggf. Digitalisierung von in Papierform im Vergabeverfahren eingereichten Unterlagen,

6. Wie lange werden lhre Daten gespeichert?

Ihre Daten werden nach der Erhebung so lange gespeichert, wie dies zur Durchfihrung des
Vergabeverfahrens und unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen erforderlich ist.
Als Bestandteil der Dokumentation des Vergabeverfahrens fallen Ihre Daten unter die Aufbewah-
rungsfristen geman § 8 Abs. 4 VgV (bis zum Ende der Laufzeit des Vertrages oder Rahmenver-
trages, mindestens jedoch fur drei Jahre ab dem Tag des Zuschlages) oder im Fall einer
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Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Unterschwellenvergabe gemaR § 6 Abs. 2 UVgO (mindestens drei Jahre ab dem Tag des Zu-
schlags).

Daruber hinaus konnen fur uns abweichende Aufbewahrungsfristen gelten, die in Rechts- und
Verwaltungsvorschriften wie denjenigen zur Bundeshaushaltsordnung festgelegt sind. GemaR
diesen Vorschriften kann eine Speicherung lhrer personenbezogenen Daten fiir einen Zeitraum
von bis zu zehn Jahren erforderlich sein.

Soweit nach Beendigung des Vergabeverfahrens durch lhr Unternehmen oder durch uns noch Anspri-
che bestehen oder geltend gemacht werden, werden Ihre personenbezogenen Daten jedoch erst dann
geldéscht, wenn diese Anspriche abschlieBend geklart sind, spatestens jedoch mit Ablauf der gesetzli-
chen Verjahrungsfrist. Gemaf den 88 195 ff. des Birgerlichen Gesetzbuches (,BGB*) kdnnen diese
Verjahrungsfristen bis zu 30 Jahre betragen, wobei die regelméafige Verjahrungsfrist drei Jahre betragt.

Sofern die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten fir die vorgenannten Zwecke nicht mehr
erforderlich ist, [6schen wir diese.

7. Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation Ubermittelt?
Eine Datenubermittlung in Drittlander (Staaten auf3erhalb der européischen Union und des Euro-
paischen Wirtschaftsraums - EWR) oder an eine internationale Organisation findet nicht statt.
8. Welche Rechte haben Sie?

Sie haben unter den jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen uns gegenuber folgende Rechte:
a. Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO)

Gemal Art. 15 DSGVO haben Sie das Recht, von uns eine Bestatigung dartber zu verlangen,
ob wir personenbezogene Daten verarbeiten, die Sie betreffen. Ist dies der Fall, so haben Sie ein
Recht auf detaillierte Auskunft tGber die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten. Die Aus-
kunftserteilung kann in begriindeten Einzelfallen auf Grundlage des Art. 12 Abs. 5 Satz 2 lit. b)
DSGVO oder der in § 34 BDSG geregelten Félle abgelehnt werden.

b. Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO)

Sie kénnen von uns die unverzigliche Berichtigung unrichtiger Daten verlangen, die Sie betref-
fen. Unter Berlcksichtigung der Zwecke der Verarbeitung haben Sie zudem das Recht, die Ver-
vollstandigung unvollstandiger personenbezogener Daten — auch mittels einer ergdnzenden Er-
klarung — zu verlangen.

c. Recht auf Loschung oder ,,Recht auf Vergessenwerden* (Art. 17 DSGVO)

Sie haben unter den in Art. 17 DSGVO genannten Voraussetzungen das Recht auf Loschung
Ihrer personenbezogenen Daten. Dieses Recht ist in den in Artikel 17 Abs. 3 DSGVO genannten

Féllen eingeschréankt.

d. Recht auf Einschrédnkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO)
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Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Sie haben unter den in Art. 18 DSGVO genannten Voraussetzungen das Recht auf Einschran-
kung der Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten, u.a. wenn und solange Uneinigkeit Uber
die Richtigkeit Ihrer Daten besteht, Sie eine Loschung der Daten ablehnen oder Sie Widerspruch
gegen die Verarbeitung einlegen und noch nicht feststeht, ob unsere berechtigten Interessen
Uberwiegen.

e. Recht auf Datentbertragbarkeit (Art. 20 DSGVO)

Soweit eine Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten durch uns ausnahmsweise auf lhrer
freiwillig erteilten und jederzeit widerrufbaren Einwilligung oder einem Vertrag gemafr Art. 6 Abs.
1 Satz 1 lit. b) DSGVO beruht, kénnen Sie bei Vorliegen der in Art. 20 DSGVO genannten Vo-
raussetzungen auch die Herausgabe der im Rahmen des Vergabeverfahrens bereitgestellten
personenbezogenen Daten oder deren Ubermittlung an einen anderen Verantwortlichen verlan-
gen (Recht auf Datenubertragbarkeit).

f. Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde (Art. 77 DSGVO)

Ferner haben Sie das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehérde insbesondere in dem
EU-Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, Ihres Arbeitsplatzes oder des Ortes des mutmalfilichen
Verstol3es, wenn Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden Daten gegen
die DSGVO oder andere Datenschutzvorschriften verstofit.

Die Anschrift der fur die rnv zustandigen Aufsichtsbehorde lautet:

Landesbeauftragter fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit
KonigstralRe 10a

70173 Stuttgart

Tel: 0711 61 55 41-0

E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de

Weitere verwaltungsrechtliche oder gerichtliche Rechtsbehelfe, die Innen mdglicherweise zu-
stehen, bleiben hiervon unberihrt.

9. Besteht fur Sie eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

Im Rahmen des Vergabeverfahrens missen diejenigen lhrer personenbezogenen Daten bereit-
gestellt werden, die fur die Durchfuhrung und Verwaltung eines rechtméafiigen Vergabeverfahrens
und der damit verbundenen vergaberechtlichen Rechte und Pflichten von uns als 6ffentlichem
Auftraggeber erforderlich sind.

Ohne diese Daten wird die rechtméafige Durchfihrung und Verwaltung des Vergabeverfahrens
gefahrdet.

10. Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall?

Zur Durchfuhrung und Verwaltung des Vergabeverfahrens findet grundséatzlich keine vollautoma-
tisierte Entscheidungsfindung gemafR Art. 22 DSGVO statt. Sollten wir diese Verfahren in
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Hinweise zum Datenschutz

Informationen zur Erhebung personenbezogener Daten nach Artikel 13, 14 Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO)

Einzelfallen einsetzen, werden wir Sie hiertiber gesondert informieren.

Widerspruchsrecht geman Art. 21 DSGVO

Sie haben zudem das Recht, aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation ergeben, jederzeit ge-
gen die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten, die gemal Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DSGVO (Daten-
verarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwagung) erfolgt, Widerspruch gemanR Art. 21 Abs. 1
DSGVO einzulegen. Dies gilt auch fur ein etwa auf diese Bestimmung gestitztes Profiling im Sinne von
Art. 4 Nr. 4 DSGVO.

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir lhre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten; es sei
denn, wir kdnnen zwingende schutzwirdige Griinde fur die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interessen,
Rechte und Freiheiten tGberwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausiibung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprichen.

Der Widerspruch ist formfrei méglich und an die unter Ziffer 2 angegebenen Kontaktdaten zu richten.

*k*k
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Mit gutem Gefihl unterwegs,

[Rahmenvereinbarung Instandsetzungen von Bahnmotoren]
[104-24-E16]

Zusatzliche Vertragsbedingungen
Praambel

Diese Vertragsbedingungen gelten fur die Durchfiihrung von Reparaturen / Instand-
setzungen der Bahnmotoren in den Stadtbahnfahrzeugen der Rhein-Neckar-Verkehr
GmbH.

1 Vertragsgrundlagen und Anwendungsbereich
1.1 Vertragsrechtliche Regelungen

Maf3gebend fiur die vertragsrechtlichen Regelungen sind in nachstehender Rang- und
Reihenfolge folgende Bestimmungen:

a. Auftragsschreiben des Auftraggebers

b. diese zusatzliche Vertragsbedingungen

C. Protokoll Gber die gegebenenfalls durchgefiihrte Verhandlung nebst
Anlagen

d. Teilnahmeantrag und Angebot des Auftragnehmers nebst samtlichen
Anlagen, Erklarungen und Nachweisen

e. Vergabeunterlagen

f. Verdingungsordnung fiir Leistungen — VOL/B

g. Vorschriften des BGB, insbesondere die Bestimmungen gemaf 88 631
ff. BGB

1.2 Leistungsumfang und Leistungserbringung

Art und Umfang der vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ergeben sich aus
folgenden Vertragsbestandteilen:

(a) Technische Leistungsbeschreibung nebst Anlagen
(b) schriftliche Hinweise und Antworten auf Bieterfragen

(c) schriftliche oder protokollierte Angaben und Festlegungen aus einem etwa-
igen Aufklarungsgesprach und/oder einer etwaigen Verhandlung mit dem Auf-
tragnehmer

(d) Teilnahmeantrag und Angebot des Auftragnehmers nebst samtlichen Anla-
gen, Erklarungen und Nachweisen

(e) den anerkannten Regeln der Technik

(f) die mit der Leistungserbringung zusammenhangenden gesetzlichen, be-
hordlichen und berufsgenossenschattlichen Vorschriften sowie sonstige Richt-
linien und Verordnungen sowie die in der Leistungsbeschreibung genannten
technischen Bestimmungen

(g) die einschlagigen DIN-Normen, VDE und VDI-Richtlinien, Herstellervor-
schriften und sonstigen Regelungen sowie die in der technischen Leistungsbe-
schreibung genannten Normen und Regelwerke

Sind in einer der vorgenannten Vertragsunterlagen Einzelleistungen oder Leistungsstandard
nicht oder anders erwahnt, als in den anderen Vertrags_unterlagen, ist zu prifen, ob die wider-
spruchlichen Angaben auf einer Fortentwicklung oder Anderung der zu erbringenden Leistun-
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gen (unechter Widerspruch) beruhen. In diesem Fall ist Gegenstand der Leistungspflicht in-
soweit die fortentwickelte oder gednderte Leistung und die sie betreffenden Vertragsunterla-
gen.

Nur dort, wo sich widersprechende Angaben nicht aus solchen gednderten oder fortentwickel-
ten Angaben der Unterlagen ergeben, die Vertragsbestandteile sind, liegt ein echter Wider-
spruch vor, der durch Auslegung zu beseitigen ist.

1.3 Anwendungsbereich

Diese Vertragsbedingungen finden nicht nur Anwendung auf den Rahmenvereinbarung, son-
dern auch auf die gemaflR Rahmenvereinbarung erteilten Einzelauftrage, auch wenn in den
Einzelbeauftragungen nicht nochmals ausdriicklich auf den Rahmenvereinbarung bzw. diese
Vertragsbedingungen Bezug genommen wird.

2 Einzelbeauftragungen und Rahmenvereinbarungspreise
2.1 Auftragserteilung und Preise

Die Einzelauftragserteilung erfolgt auf Grundlage der Rahmenvereinbarung und des auf die-
ser Basis vom Auftragnehmer abgegebenen Einzelbeauftragungsangebotes. Die mit der Rah-
menvereinbarung vereinbarten und fur die Einzelbeauftragungen maf3gebenden Pauschal-
preise gemaR Ziffer 7.1 dieser Vertragsbedingungen sind Festpreise. Sie bleiben nicht nur fir
die gesamte Festlaufzeit der Rahmenvereinbarung (Ziffer 12.1 dieser Vertragsbedingungen)
unverandert gultig, sondern sie kommen auch dann unverandert zur Anwendung, wenn die
abgerufenen Mengen von den mit der Rahmenvereinbarung ausgeschriebenen Mengen ab-
weichen sollten, gleich ob es sich um Schéatz- oder Hochstmengen handelt. Anspriiche des
Auftragnehmers aus 8§ 313 BGB bleiben unberihrt. Die Verlangerungsoptionen beziehen sich
auf die Vertragslaufzeit, die Optionshéchstmengen werden nicht angepasst.

Die Einzelbeauftragung setzt zur Wirksamkeit die schriftliche Einzelauftragserteilung des Auf-
traggebers voraus, aus der mindestens die Bestellnummer und das Bestelldatum ersichtlich
sein muss.

2.2 Kein Anspruch auf Einzelbeauftragung

Aus der Rahmenvereinbarung folgt kein Rechtsanspruch auf Einzelbeauftragung. Weder be-
steht Anspruch auf einen bestimmten Umfang noch auf eine bestimmte Zahl an Einzelauftra-
gen. Etwaige Preisanpassungsanspriiche aus § 313 BGB bleiben unberihrt.

2.3 Kostenvoranschlage / Reparaturberichte

Im Fall von Reparaturen / Instandsetzungen hat der Bieter vor der Einzelbeauftragung auf
Grundlage der voraussichtlichen Reparaturleistungen und der vereinbarten Einzelpreise ge-
maf Rahmenvereinbarung einen detaillierten Kostenvoranschlag zu erstellen und dem Auf-
traggeber zur Entscheidung Uber die Erteilung des Reparaturauftrages (Einzelbeauftragung)
zu Uberlassen. Fur die Erstellung des Kostenvoranschlages wird kein gesondertes Entgelt
vereinbart.

Durchgefiihrte Reparaturen hat der Auftragnehmer umfassend und aussagekraftig zu doku-
mentieren. Die Dokumentationsunterlagen sind dem Auftraggeber spéatestens fir die Ab-
nahme der Reparaturleistungen zu Uberlassen.

2.4 Preisanpassung bei Ausibung der Verlangerungsoption

Macht der Auftraggeber von der Méglichkeit der Verlangerungsoption (Ziffer 12.2. der Ver-
tragsbedingungen) Gebrauch, werden die Rahmenvereinbarungspreise einmalig mit Wirkung
nach zwei Jahren ab Zuschlagserteilungsdatum (z.B. Datum der Zuschlagserteilung ist der

2
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1.05.2024, Preisanpassung ist ab dem 02.05.2026) fur die Dauer des kompletten Verlange-
rungszeitraums von maximal 24 Monaten (4 x 6 Monate) automatisch angepasst. Die einma-
lige Preisanpassung ab diesem Datum berechnet sich wie folgt:

Preis alt x Index Neu (Q1/2026)
Index Alt (Jahresdurchschnitt 2025)

Preis neu =

Mafigebender Index fur die vorstehende Berechnungsformel ist der vom statistischen Bun-
desamt ermittelte ,Erzeugerpreisindex fur Reparatur, Instandhaltung und Installation von Ma-
schinen und Ausristungen (einschl. Wartung)“ (= Ifd. Nr. 610 / Nr. der GP-Systematik 33 des
Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte).

3 Erganzende Pflichten des Auftragnehmers
3.1 Transport

Sofern einzelne Reparatur- / Instandsetzungsleistungen in der eigenen Servicewerkstatt des
Auftragnehmers stattfinden, gehort zum Leistungsumfang des Auftragnehmers auch die Ab-
holung und die Wiederanlieferung der Motoren an den Einsatzort des Stadtbahnfahrzeuges.
Der Aus- und Wiedereinbau der Motoren ist dagegen Sache des Auftraggebers, sofern in der
jeweiligen Einzelbeauftragung nicht ausdricklich Abweichendes angegeben wird.

Liefer- und Abholsorte werden in den Abrufbestellungen angezeigt. Diese kénnen sein:

. SchlachthofstralRe 6, 68165 Mannheim

. HauptstralRe 320, 67067 Ludwigshafen

. Bergheimerstraf3e 155, 69115 Heidelberg
. Rebenstrafle 13b, 68309 Mannheim

. und weitere in der Region

3.2 Zollabfertigung

Sollte es erforderlich werden Antrédge zu einer Zollabfertigung zu stellen, so ist der Auftrag-
nehmer verpflichtet im Namen des Auftraggebers die zur Zollabfertigung erforderlichen An-
trage zu stellen.

3.3 Testlauf und Projektdokumentation

Finden Reparatur- / Instandsetzungsleistungen an den Motoren in der Servicewerkstatt des
Auftragnehmers statt, hat der Auftragnehmer vor Anlieferung und Einbau der reparierten /
instandgesetzten Motoren in seiner Servicewerkstatt einen Testlauf erfolgreich durchzufiihren
und zu dokumentieren.

Der Auftragnehmer hat fur eine liickenlose, vollumfangliche und ordnungsgemafe Dokumen-
tation seiner Leistungen zu sorgen sowie alle erforderlichen Inbetriebnahmen und Sachver-
standigenprifungen durchzufiihren. Die Dokumentation nebst Inbetriebnahmen und Prifun-
gen mussen den Vorgaben aus der technischen Leistungsbeschreibung sowie den einschla-
gigen technischen Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Die Doku-
mentationsunterlagen sind spatestens zur Abnahme dem Auftraggeber zu tberlassen.

3.4 Zwischenkontrollen

Mit gutem Gefihl unterwegs,
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Uberprufungen und/oder Freigaben des Auftraggebers lassen die Haftung und Einstands-
pflicht des Auftragnehmers fir seine ordnungsgemafie und vertragsgerechte Leistungserbrin-
gung in allem unberiihrt. Uberpriifungen und/oder Freigaben des Auftraggebers erfolgen nicht
in Erfillung einer Verpflichtung / Obliegenheit des Auftraggebers gegentber dem Auftragneh-
mer und begriinden nicht den Einwand eines etwaigen Mitverschuldens.

3.5 Materialbeistellung des Auftraggebers

Alle zur Durchfihrung der Instandsetzungsmafinahmen erforderlichen Materialien sind grund-
satzlich vom Auftragnehmer zu besorgen und in die vereinbarten Preise einzukalkulieren.
Ausgenommen sind ausschlief3lich die Materialien / Anlagenteile, die in der technischen Leis-
tungsbeschreibung oder der Einzelbeauftragung ausdriicklich als vom Auftraggeber beizustel-
lende Materialien / Bauteile gekennzeichnet sind.

4 Anderungs- und Anordnungsrecht des Auftraggebers
4.1 Anordnungsrecht

Dem Auftraggeber bleibt vorbehalten, die vertragsgegensténdlichen Leistungen zu &ndern
oder Zusatzleistungen anzuordnen, sofern die Zusatzleistungen zur Ausfihrung der vertragli-
chen Leistungen erforderlich sind oder mit diesen im Zusammenhang stehen, aul3er wenn der
Betrieb des Auftragnehmers nicht auf derartige zusétzliche Leistungen eingerichtet ist. Die
Befugnis des Auftragnehmers zur Anordnung von Leistungsdnderungen und zuséatzlichen
Leistungen umfasst auch das Recht, Anderungen der Ausfiihrungszeit und Ausfiihrungsum-
stande anzuordnen, es sei denn, eine solche Anordnung stellt einen unangemessenen Eingriff
in die betriebliche Disposition des Auftragnehmers dar und ist ihm nicht zumutbar. Die Darle-
gungs- und Beweislast daflir, dass sein Betrieb auf zusatzliche Leistungen nicht eingerichtet
ist bzw. eine Anderung der Ausfiihrungszeit und Ausfiihrungsumstéande einen unangemesse-
nen Eingriff in die betriebliche Disposition darstellt und ihm nicht zumutbar ist, trégt der Auf-
tragnehmer.

4.2 Vertraglicher Mehrvergitungsanspruch

Werden durch Anordnung von Anderungsleistungen oder Anordnungen zur Ausfihrungszeit
/ Ausfiihrungsumstanden die Grundlagen des Preises flr eine im Vertrag vorgesehene Leis-
tung geandert, so ist ein neuer Preis unter Berlicksichtigung der Mehr- oder Minderkosten
unter Fortschreibung des Vertragskalkulation des Auftragnehmers zu vereinbaren. Gleiches
gilt, wenn vom Auftraggeber eine im Vertrag nicht vorgesehene Leistung (Zusatzleistung) ge-
fordert wird. Vor Ausfuihrung der Anderungs- oder Zusatzleistung ist der Auftragnehmer ver-
pflichtet, dem Auftraggeber ein priifbares Nachtragsangebot vorzulegen. Ein vertraglicher
Mehrvergitungsanspruch des Auftragnehmers besteht nur, wenn die Anordnung von Ande-
rungsleistungen / Zusatzleistungen bzw. von geanderten Ausfiihrungszeiten / Ausfihrungs-
umstanden als rechtsgeschaftliche Anderungsanordnung durch den Auftraggeber in Form ei-
ner schriftlichen Bestellung erfolgt. Gesetzliche Anspriiche bleiben unberihrt.

5 Ausfuhrungsfrist Reparaturen

Die Reparatur muss vom Auftragnehmer langstens innerhalb von 3 Wochen bei der Position
5.2.2 der Leistungsbeschreibung und 4 Wochen bei der Position 5.2.3 der Leistungsbeschrei-
bung gerechnet ab dem Zeitpunkt der Abholung abnahmereif fertiggestellt sein. Zur abnah-
mereifen Fertigstellung gehort auch die Wiederanlieferung beim Auftraggeber.

6 Vertragsstrafe bei Verzug
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a) Bei vom Auftragnehmer schuldhaft verursachter Uberschreitung (Verzug) der vereinbarten
Vertragsfrist Reparaturen (Einzelfrist) pro Stadtbahnfahrzeug ist der Auftraggeber berechtigt,
eine Vertragsstrafe in Héhe von 0,1 % der anteiligen, auf das jeweilige Fahrzeug entfallenden
Netto-Einzelauftragssumme pro Arbeitstag der Fristiiberschreitung, hdchstens jedoch maxi-
mal 5 % der auf das jeweilige Fahrzeug anteilig entfallenden Netto-Einzelauftragssumme als
Vertragsstrafe geltend zu machen. Die Gesamtsumme aller mdglichen Vertragsstrafen fir die
schuldhafte Uberschreitung der Fertigstellungsfristen Reparaturen innerhalb eines Einzelauf-
trages ist auf maximal 5 % der Gesamt-Netto-Einzelauftragssumme begrenzt.

b) Der Auftraggeber ist berechtigt, sich die Geltendmachung der Vertragsstrafe gemal Ziffer
6.a bis zur Falligkeit der Schlussabrechnung des Einzelauftrages vorzubehalten. Weiterge-
hende Anspriiche und Rechte des Auftraggebers bleiben vorbehalten. Die Vertragsstrafe wird
jedoch auf etwaige Schadensersatzanspriiche wegen Verzugs angerechnet.

7 Vergutung und Zahlungen
7.1 Vergutung / Preis

Die Angebotspreise gemal? Rahmenvereinbarung sind Pauschalpreise. Sie umfassen alle zur
Durchfiihrung der jeweiligen Wartungs- oder Reparatur- / Instandsetzungsarbeiten notwendi-
gen Leistungen einschlieflich aller Nebenleistungen. Enthalten sind insbesondere auch Kos-
ten fur die Verpackung, Aufladen, Abholung und Beférderung einzelner Motoren vom/bis zum
Sitz des Auftraggebers bzw. den jeweiligen Betriebshéfen des Auftraggebers samt Transport-
versicherung, eventuell anfallender Zolle und Abgaben. Ebenso umfassen die jeweiligen Pau-
schalpreise samtliche Personal- und Sachkosten sowie sonstige Kosten inklusive aller Ne-
benkosten, auch dann, wenn die entsprechenden Nebenleistungen nicht explizit genannt wer-
den, jedoch fir eine vertragsgerechte Leistungserbringung notwendig sind. Etwaige Patent-
gebihren, Lizenzverglitungen oder die Benutzung fremder Schutzrechte sind vom Auftrag-
nehmer zu klaren und durch die vereinbarten Pauschalpreise abgegolten. Mogliche Preisan-
passungsanspriche des Auftragnehmers aus § 313 BGB bleiben unberihrt.

Falls Preisnachlasse vereinbart wurden, gelten diese Preisnachlasse auch fur samtliche
Nachtragsleistungen.

7.2 Rechnungsstellung

Rechnungen sind durch den Auftragnehmer unter gesondertem Ausweis der Umsatz-steuer
und der Angabe der Bestellnummer per E-Mail als PDF-Datei an folgende E-Mail-Adresse:

RG_rnv@rnv-online.de

Es bestehen folgende Anforderungen an die versendeten Rechnungen:

Dateiformat

. Es werden nur Dokumente mit der Dateiendung .pdf akzeptiert und verarbeitet.

. Bitte verwenden Sie keinen Passwortschutz

. Keine Sonderzeichen (: *?/“><) im Dateinamen

Dateiinhalt

. Nur eine Rechnung je PDF-Datei

. Mehrseitige Dokumente und Anlagen bitte immer in einem PDF-Dokument zusam-
menfassen

. Keine separaten Anlagen mdglich

Mit gutem Gefihl unterwegs,
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Emailversand

. Jede Gesellschaft besitzt Ihre eigene E-Mail-Adresse. Abweichende Belegeingange
werden nicht bearbeitet.

. Bitte senden sie ausschlie3lich Rechnungen und Gutschriften/Rechnungskorrekturen
an die jeweilige E-Mail-Adresse.

. Abweichende Dokumente oder Anfragen kénnen nicht bertcksichtigt werden.

Eine Ubersicht tiber die Anforderungen an die Rechnungsqualitat mit einer Beispiel-rechnung
ist in der Anlage enthalten.

Mahnungen und sonstige Ruickfragen richten Sie bitte ausschlieflich an:

Kreditorenbuchhaltung@rnv-online.de
7.3 Rechnungsbearbeitung

Sollte der Auftragnehmer die Bestellnummer nicht auf der Rechnung vermerken bzw. ver-
merkt haben, ist eine Bearbeitung durch die rnv nicht méglich und auch nicht geschuldet. In
diesem Fall wird die rnv die Rechnung zu ihrer Entlastung an den Auftragnehmer zuriicksen-
den.

7.4 Zahlungsziel
Das Zahlungsziel betragt grundsatzlich 30 Tage netto.
7.5 Zahlungsverkehr

Der Auftraggeber leistet Zahlungen gemaf dem Zahlungsziel bargeldlos auf das vom Auftrag-
nehmer anzugebende Konto. Die Angabe muss zwingend in Form einer IBAN (International-
Bank- Account-Number) und BIC (Bank-ldentifier-Code) erfolgen.

8 Abnahme

Nach abnahmereifer Fertigstellung der Einzelauftragsleistungen fihrt der Auftraggeber eine
rechtsgeschéftliche Abnahme durch. Der Auftraggeber ist berechtigt, bei wesentlichen Man-
geln die rechtsgeschéftliche Abnahme zu verweigern.

Die Abnahme wird als formliche Abnahme zwischen den Parteien vereinbart. Eine konklu-
dente Abnahme durch blo3e Fertigstellungsanzeige oder Ingebrauchnahme wird ausge-
schlossen. Die Moglichkeit einer fiktiven Abnahme gemal3 § 640 Abs. 2 BGB bleibt unberdhrt.
Die Rechtsfolge einer fiktiven Abnahme gemal § 640 Abs. 2 S. 1 BGB tritt allerdings nur ein,
wenn der Auftragnehmer dem Auftraggeber zusammen mit der Aufforderung zur Abnahme
auf die Folgen einer nicht erklarten oder ohne Angaben von Méangeln verweigerten Abnahme
hingewiesen hat. Der Hinweis des Auftragnehmers bedarf der Textform.

Zwischenkontrollen des Auftraggebers wahrend der Durchfiihrung der Einzelauftragsleistun-
gen durch den Auftragnehmer sind ebenso wie technische ,Abnahmen* keine rechtsgeschaft-
lichen Abnahmen im vorgenannten Sinn.

9 (Méngel-)Haftung und Versicherung
9.1 (Mangel-)Haftung
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Die Haftung ebenso wie die Mangelhaftung des Auftragnehmers nach Abnahme richten sich
nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Verjahrungsfrist fur die vom Auftragnehmer durchzu-
fuhrenden Einzelauftragsleistungen betragen 12 Monate gerechnet ab der Abnahme. Die Haf-
tung fir Mangelfolgeschaden oder fir Personen-, Sach- oder sonstige Vermégensschaden ist
der Hohe nach auf € 2.000.000,00 pro Jahr beschrankt. Die Haftungsbeschrankung kommt
nicht zur Anwendung bei vorsatzlichem Handeln des Auftragnehmers oder eines seiner Erflil-
lungsgehilfen.

9.2 Versicherung

Der Auftragnehmer hat spatestens 2 Wochen nach Auftragserteilung den Abschluss einer Be-
triebshaftpflichtversicherung gemal seiner ,Eigenerklarung zur Akzeptanz von Ausfihrungs-
bedingungen zur Versicherungspflicht* nachzuweisen und fir die Dauer der gesamten Ver-
tragslaufzeit aufrechtzuerhalten. Legt der Auftragnehmer trotz Fristsetzung und Nachfristset-
zung mit Kindigungsandrohung keinen bzw. keinen vertragsgerechten Versicherungsnach-
weis vor, ist der Auftraggeber berechtigt, dem Auftragnehmer die Rahmenvereinbarung und
/oder den Einzelauftrag ganz oder teilweise aus wichtigem Grund zu entziehen.

10 Kundigung

Kiindigung und Kundigungsfolgen regeln sich nach den gesetzlichen Vorschriften, insbeson-
dere nach 88 648, 648a BGB. Ein wichtiger Kiindigungsgrund liegt fiir den Auftraggeber auch
vor, wenn der Auftragnehmer — gegebenenfalls trotz Abmahnung — schuldhaft gegen seine
Verpflichtung zur Einhaltung des Mindestlohns verst6i3t oder die Vorschriften zur Bekadmpfung
der Korruption und Schwarzarbeit bzw. seine sozialversicherungsrechtlichen, steuerrechtli-
chen oder arbeitsrechtlichen Verpflichtungen schuldhaft verletzt bzw. ungenehmigt Unterauf-
tragnehmer einsetzt bzw. einen ungenehmigten Wechsel seines Projektleiters vornimmit.

Kommt es zu einer vorzeitigen Kindigung, gleich aus welchem Grund, ist der Auftragnehmer
verpflichtet, ein etwa bei ihm befindliches Gerat des Auftraggebers an die Abhol- und Liefer-
anschrift des Auftraggebers wieder anzuliefern und dort abzuladen und alle notwendigen Un-
terlagen Uber die durchgefiihrte Instandsetzungsmafnahmen dem Auftraggeber zu tberge-
ben.

11 Geheimhaltung und Datenschutz
11.1 Geheimhaltung / Schutz geistigen Eigentums

Samtliche dem Auftragnehmer im Rahmen der Durchfihrung des Vertrages zuflie3ende
Kenntnisse, Unterlagen, Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und sonstige (vertrauli-
che) Informationen sind, soweit sie Uber das Urheberrecht, Schutzrechtsanmeldungen oder
in sonstiger Weise geschutzt sind, als geistiges Eigentum zu respektieren. Der Auftragnehmer
darf sie nicht — gleich in welcher Weise — aufRerhalb des vertraglichen Projektes nutzen. Dies
gilt insbesondere fiir die Inhalte des Designbooklets.

Der Auftragnehmer ist zudem verpflichtet, auch Gber das Ende des Vertragsverhaltnisses hin-
aus, stillschweigend Uber die bekanntgewordenen Daten und Informationen zu wahren.

Die vorstehenden Verpflichtungen gelten auch im Falle einer vorzeitigen Vertragsbeendigung.
11.2 Datenschutz

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die gesetzlichen Datenbestimmungen zum Datenschutz
einzuhalten und von allen Mitarbeitern und Erfillungsgehilfen, die mit der vertraglich geschul-
deten Leistung oder dem vorangegangenen Vergabeverfahren in Beriihrung kommen, falls

Mit gutem Gefihl unterwegs,

41



Zusatzliche Vertragsbedingungen r

[Rahmenvereinbarung Instandsetzungen von Bahnmotoren]
[104-24-E16]

erforderlich, entsprechende gesonderte Zustimmungserkl&rungen in gesetzlich geforderter
Form einzuholen.

12 Vertragslaufzeit und Verlangerungsoption
12.1  Vertragslaufzeit

Die Rahmenvereinbarung lauft ab dem Datum der Zuschlagerteilung zwei Jahre. Einzelauf-
trage, die wahrend der Vertragslaufzeit erteilt werden, sind vom Auftragnehmer auch dann
noch zu den vereinbarten Konditionen durchzufiuihren, wenn die Ausfiihrung des Einzelauf-
trags nach Ablauf der Vertragslaufzeit der Rahmenvereinbarung erfolgt.

12.2 Verlangerungsoption

Der Auftraggeber hat die Moglichkeit, die Rahmenvereinbarung bis zu vier Mal um je 6 Monate
zu verlangern. Die Austibung der Verlangerungsoption erfolgt durch schriftliche Erklarung, die
dem Auftragnehmer spatestens 4 Wochen vor Ablauf der Festlaufzeit zugehen muss.

13 Erfallungsort, Gerichtsstand, anwendbares Recht, Zustellungsbevollmachtigter,
Vertrags- und Arbeitssprache

13.1 Erfullungsort / Gerichtsstand

Erfullungsort und ausschlieR3licher drtlicher Gerichtsstand fur samtliche Streitigkeiten aus und
im Zusammenhang mit der Rahmenvereinbarung und den auf dieser Grundlage abgeschlos-
senen Einzelauftragen ist der Sitz des Auftraggebers in 68165 Mannheim / Deutschland.

13.2 Anwendbares Recht / Zustellungsbevollmachtigter / Vertrags- und Arbeitsspra-
che

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Vertragssprache ist deutsch. Verfligt
der Auftragnehmer Uber keinen Sitz in Deutschland und auch Uber keine Niederlassung mit
Sitz in Deutschland (§ 21 ZPO), ist der Auftragnehmer verpflichtet, dem Auftraggeber spates-
tens 2 Wochen nach Vertragsschluss einen Zustellungsbevollmachtigten mit Sitz in Deutsch-
land zu benennen und bis zum Ablauf von mindestens 2 Jahren nach Gesamtfertigstellung
der vertraglichen Leistungen aufrechtzuerhalten. Die Vertrags- und Arbeitssprache ist
deutsch.
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Formular Allgemeine Angaben Bietergemeinschaft

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"

104-24-E16

Wit guiem Gefihl unterwegs.

Allgemeine Angaben zu den Unternehmen einer Bietergemeinschaft

Wir, die nachstehend aufgeflihrten Unternehmen einer Bietergemeinschaft

Name des
geschaftsfiihrenden
Unternehmens

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage
beim Korruptionsregister und
beim Gewerbezentralregister:

Angaben zum gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zum
geschaftsfihrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner
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Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren" Vit gutem G unterwegs

104-24-E16

Name des
Bietergemeinschaftsmitglieds

[1]

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage
beim Korruptionsregister und
beim Gewerbezentralregister:

Angaben zum gesetzlichen
Vertreter, bei
Personengesellschaften zum
geschaftsfihrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfuhrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem
gesetzlichen Vertreter, bei
Personengesellschaften zu
weiterem geschaftsfihrenden
Gesellschafter

Name

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner
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Name des

Bietergemeinschaftsmitglieds [2]

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage Name

beim Korruptionsregister und beim
Gewerbezentralregister: Vorname
Angaben zum gesetzlichen Geburtsdatum
Vertreter, bei

Personengesellschaften zum Geburtsort
geschaftsfihrenden Gesellschafter

Angaben zu weiterem gesetzlichen | Name
Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname
weiterem geschaftsfuhrenden

Gesellschafter Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem gesetzlichen | Name
Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname
weiterem geschaftsfuhrenden

Gesellschafter Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Seite 3von7

45
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Name des

Bietergemeinschaftsmitglieds [3]

Rechtsform

Anschrift

Zur ggf. erforderlichen Abfrage Name

beim Korruptionsregister und beim
Gewerbezentralregister: Vorname
Angaben zum gesetzlichen Geburtsdatum
Vertreter, bei

Personengesellschaften zum Geburtsort
geschaftsfihrenden Gesellschafter

Angaben zu weiterem gesetzlichen | Name
Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname
weiterem geschaftsfuhrenden

Gesellschafter Geburtsdatum

Geburtsort

Angaben zu weiterem gesetzlichen | Name
Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname
weiterem geschaftsfuhrenden

Gesellschafter Geburtsdatum

Geburtsort

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner
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erklaren, uns im Falle der Angebotsaufforderung zu einer Bietergemeinschaft und im Falle der
Auftragserteilung zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenzuschlieRen.

Wir erklaren weiterhin, dass

» das oben bezeichnete geschéaftsfuhrende Unternehmen die Bietergemeinschaft gegeniiber dem
Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, dies schliel3t die Abgabe von Erklarungen im
Vergabeverfahren ein — dazu gehdéren auch Angaben zu unserer technischen, wirtschaftlichen und
finanziellen Leistungsfahigkeit;

+ alle Mitglieder im Auftragsfalle fur die Erfullung des Vertrages als Gesamtschuldner haften;

» das oben bezeichnete geschéftsfiihrende Unternehmen berechtigt ist, mit uneingeschrankter
Wirkung Zahlungen anzunehmen.
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Formular Aligemeine Angaben Bietergemeinschaft

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"

104-24-E16

rn

Mit gutem Gefihl unterwegs.,

Erklérung zur Nichtvorlage einer wettbewerbsbeschrankenden Abrede i. S. d. § 1 GWB

[Aufforderung Abgabe einer Erklarung uber die Griinde fiir die Bildung einer

Bietergemeinschaft]

[Zu unterschreiben von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft]

[Bitte Formblatt ausdrucken, unterschreiben, einscannen und in der Plattform hochladen.]

Unterschrift:

(Name des erkldrenden, Firmenname und Rechtsform)
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Unterschrift:

(Name des erkldrenden, Firmenname und Rechtsform)

Unterschrift:

(Name des erkldrenden, Firmenname und Rechtsform)

Unterschrift:

(Name des erkldrenden, Firmenname und Rechtsform)

rn

Mit gutem Gefihl unterwegs.,
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Formular Aligemeine Angaben zum Unternehmen (Einzelbieter)

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"

104-24-E16

Mit gutem Gefdh! unterwegs,

Allgemeine Angaben zum Unternehmen eines Einzelbieters

Name des Bieters

Rechtsform

Anschrift

Telefon

Telefax

E-Mail-Adresse

Ansprechpartner

Zur ggf. erforderlichen Abfrage | Name

beim Korruptionsregister und

beim Gewerbezentralregister: Vorname

Angaben zum gesetzlichen Geburtsdatum

Vertreter, bei

Personengesellschaften zum Geburtsort

geschaftsfuhrenden

Gesellschafter

Angaben zu weiterem Name

gesetzlichen Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname

weiterem geschaftsfihrenden

Gesellschafter Geburtsdatum
Geburtsort

Angaben zu weiterem Name

gesetzlichen Vertreter, bei

Personengesellschaften zu Vorname

weiterem geschaftsfihrenden

Gesellschafter Geburtsdatum
Geburtsort

Hier gemaf § 126b BGB eintragen:

(Firmenname und Rechtsform)
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden r - &

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren" Wit e G s

104-24-E16
Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden
- nur im Falle einer Bietergemeinschaft oder
Eignungsleihe auszufiillen -

Hinweis: Dieses Formblatt muss nur in den nachfolgenden Anwendungsféllen ausgefullt werden:
Im Falle einer Bietergemeinschaft muss dieses Formblatt durch jedes Mitglied der
Bietergemeinschaft ausgefullt werden.

Im Falle der Inanspruchnahme der Kapazitdten eines anderen Unternehmens zum Nachweis der
Eignung des Bieters (Eignungsleihe) muss dieses Formblatt auch durch diesen

qualifizierten Nachunternehmer ausgefullt werden. Hierzu ist dieses Formblatt entsprechend zu
vervielfaltigen.

Name der Bietergemeinschaft / des qualifizierten Nachunternehmers

1. Erklarung geméan § 123 Abs. 1 GWB

Entweder:

[] Erklarung, dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen des Bieters/des Mitglieds
der Bietergemeinschaft zuzurechnen ist, rechtskraftig verurteilt wurde oder gegen das
Unternehmen eine Geldbuf3e nach § 30 des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten rechtskréftig
festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

- 8129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), 8 129a des Strafgesetzbuchs
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und
terroristische Vereinigungen im Ausland),

- 8§ 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu
begehen,

- 8261 des Strafgesetzbuchs (Geldwéasche; Verschleierung unrechtmaRig erlangter
Vermogenswerte),

- §263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der
Europdaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europaischen Union oder in
ihrem Auftrag verwaltet werden,

- 8264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt
der Europaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Européischen Union oder
in ihrem Auftrag verwaltet werden,

- 8299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschaftlichen Verkehr),

- §108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatstragern),
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Mit guten Gefihl unterwegs,

- den 88 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewahrung und Bestechung), jeweils auch
in Verbindung mit 8 335a des Strafgesetzbuchs (Auslandische und internationale
Bedienstete),

- Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekampfung internationaler Bestechung (Bestechung
auslandischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschéaftsverkehr) oder

- den 8§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des
Strafgesetzbuchs (Férderung des Menschenhandels).

Einer Verurteilung nach diesen Vorschriften steht eine Verurteilung nach vergleichbaren Vorschriften
anderer Staaten gleich. Das Verhalten einer rechtskraftig verurteilten Person ist einem Unternehmen
zuzurechnen, wenn diese Person als fir die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt
hat; dazu gehdért auch die Uberwachung der Geschaftsfiihrung oder die sonstige Ausiibung von
Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

Oder falls diese Erklarung nicht abgegeben werden kann:

[] Erklarung, dass zwar eine solche Situation besteht, jedoch mehr als fiinf Jahre ab dem Tag der
rechtskraftigen Verurteilung vergangen sind

oder

[] Erklarung, dass aus Sicht des Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund
abgesehen werden sollte. Von einem Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden,
wenn dies aus zwingenden Grinden des o6ffentlichen Interesses geboten ist oder das
Unternehmen geeignete SelbstreinigungsmalRnahmen gemaf § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind zu erlautern und die etwaigen
Selbstreinigungsmaflinahmen nachzuweisen

Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.

2. Erklarung geméanR § 123 Abs. 4 GWB

Enweder

O Erklarung, dass sich das Unternehmen nicht in der folgenden Situation befindet:

Das Unternehmen ist seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beitragen zur
Sozialversicherung nicht nachgekommen und dies wurde durch eine rechtskréftige Gerichts- oder
bestandskraftige Verwaltungsentscheidung festgestellt oder kann durch den &ffentlichen Auftraggeber
auf sonstige geeignete Weise nachgewiesen werden.

Oder falls diese Erklarung nicht abgegeben werden kann:

[] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch mehr als fiinf
Jahre ab dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung vergangen sind

oder
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Mit guten Gefihl unterwegs,

[] Erklarung, dass das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es
die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beitrage zur
Sozialversicherung einschlief3lich Zinsen, SGumnis- und Strafzuschlagen verpflichtet hat.

oder falls diese Erklarungen nicht abgeben werden kénnen:

[ ] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte. Von einem
Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Griinden des
offentlichen Interesses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhaltnismaRig wéare oder
das Unternehmen geeignete Selbstreinigungsmalinahmen gemal § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind zu erlautern und die etwaigen

Selbstreinigungsmalnahmen nachzuweisen

Diese Griinde sind in einer Anlage darzustellen.

3. Erklarung geméaR § 124 Abs. 1 GWB

Enweder

O

Erklarung, dass sich das Unternehmen nicht in einer der folgenden Situationen befindet:

Das Unternehmen hat bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Auftrage nachweislich gegen geltende
umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstof3en,

das Unternehmen ist zahlungsunfahig, Uber das Vermdgen des Unternehmens ist ein
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder erdffnet worden, die
Er6ffnung eines solchen Verfahrens ist mangels Masse abgelehnt worden, das Unternehmen
befindet sich im Verfahren der Liquidation oder hat seine Tatigkeit eingestellt,

das Unternehmen hat im Rahmen der beruflichen Tatigkeit nachweislich eine schwere
Verfehlung begangen, durch die die Integritat des Unternehmens infrage gestellt wird; das
Verhalten einer Person ist dem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als fur die
Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehért auch die Uberwachung
der Geschaftsfuhrung oder die sonstige Austibung von Kontrollbefugnissen in leitender
Stellung,

es bestehen hinreichende Anhaltspunkte dafirr, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit
anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschrankung oder Verfalschung
des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

es besteht ein Interessenkonflikt bei der Durchfuhrung des Vergabeverfahrens, der die
Unparteilichkeit und Unabhéngigkeit einer fir den 6ffentlichen Auftraggeber téatigen Person bei
der Durchfihrung des Vergabeverfahrens beeintrachtigen kénnte und der durch andere,
weniger einschneidende MalRnahmen als einen Ausschluss nicht wirksam beseitigt werden
kann,

eine Wettbewerbsverzerrung resultiert daraus, dass das Unternehmen bereits in die
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung kann
nicht durch andere, weniger einschneidende Maflinahmen als einen Ausschluss beseitigt
werden,
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- das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausfuhrung eines friheren
offentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfullt
und dies hat zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren
Rechtsfolge gefiihrt,

- das Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgrinde oder Eignungskriterien eine
schwerwiegende Tauschung begangen oder Auskiinfte zuriickgehalten oder ist nicht in der
Lage, die erforderlichen Nachweise zu tbermitteln,

- das Unternehmen hat versucht, die Entscheidungsfindung des offentlichen Auftraggebers in
unzuldssiger Weise zu beeinflussen oder hat versucht, vertrauliche Informationen zu erhalten,
durch die es unzuldssige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen koénnte, oder das
Unternehmen hat fahrlassig oder vorsatzlich irrefihrende Informationen tUbermittelt, die die
Vergabeentscheidung des 6ffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen kdnnten, oder hat
versucht, solche Informationen zu Ubermitteln.

Oder falls diese Erklarung nicht abgegeben werden kann:

[] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch mehr als drei
Jahre ab dem betreffenden Ereignis vergangen sind

oder

[] Erklarung, dass sich das Unternehmen zwar in dieser Situation befindet, jedoch aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte. Von einem
Ausschluss aus diesem Grund kann abgesehen werden, wenn dies bei pflichtgemaRer
Ermessensausiibung, inshesondere unter Berilicksichtigung des Grundsatzes der
Verhéltnismagigkeit, geboten ist oder das Unternehmen geeignete Selbstreinigungsmaflinahmen
geman § 125 GWB eingeleitet hat.

Die Grunde aus Sicht des Unternehmens sind zu erlautern und die etwaigen

Selbstreinigungsmalinahmen nachzuweisen

Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.

4. Erklarung gemal § 124 Abs. 2 GWB
Zu 8§ 21 AENntG (Arbeitnehmer-Entsendegesetz)

Entweder
O Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 21 AEntG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.

Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.
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Formular B.IV.1 Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden

Zu 8§ 98c AufenthG (Aufenthaltsgesetz)
Entweder
(] Erkléarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 98c AufenthG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

rnv

Mit guten Gefihl unterwegs,

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.
Diese Griinde sind in einer Anlage darzustellen.

Zu 8§ 19 MiLoG (Mindestlohngesetz)
Entweder
(| Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 19 MiLoG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.
Diese Grinde sind in einer Anlage darzustellen.

Zu 8§ 21 SchwarzArbG (Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz)
Entweder
O Erklarung, dass kein Ausschlussgrund nach § 21 SchwarzArbG vorliegt.

Oder falls die Erklarung nicht abgebeben werden kann:

Erklarung, dass ein Ausschlussgrund vorliegt und Erlauterung, warum aus Sicht des
Unternehmens von einem Ausschluss aus diesem Grund abgesehen werden sollte.
Diese Grunde sind in einer Anlage darzustellen.

5. Angaben zum wettbewerbskonformen Verhalten

(| Erklarung, dass unser Unternehmen sowie die jeweiligen geschéftsfihrenden Personen in

Bezug auf das vorliegende Verfahren keine unzulassige, wettbewerbsbeschrankende Abrede

getroffen oder in sonstiger Weise wettbewerbswidrig oder unlauter gehandelt haben.

Zu unterschreiben von qualifiziertem Nachunternehmer oder Mitgliedern einer Bietergemeinschaft:

(Bitte Formblatt ausdrucken, unterschreiben, einscannen und in Plattform hochladen)

Unterschrift:

(Name des Erklarenden, Firmenname und Rechtsform)

Seite 5von 5
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Formular B.IX.1 Erklarung fur qualifizierte Nachunternehmer r

Mit guten Gefihl unterwegs,

Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"

104-24-E16

Erklarung fur qualifizierte Nachunternehmer

Hinweis: Sofern der Bieter zum Nachweis seiner Eignung die Kapazitaten eines anderen
Unternehmens (Dritter/Nachunternehmer) in Anspruch nehmen will (Eignungsleihe), muss er den
Namen dieses anderen Unternehmens (qualifizierter Nachunternehmer) benennen und angeben,
wofir er die Kapazitaten des qualifizierten Nachunternehmers in Anspruch nehmen will.

Auf3erdem muss der Bieter durch

Vorlage einer Verpflichtungserklarung dieses qualifizierten Nachunternehmers nachweisen, dass
ihm die fur den Auftrag erforderlichen Mittel tatsachlich zur Verfiigung gestellt werden.
Nachunternehmer, die der Bieter fur die Auftragsausfuhrung einsetzen will, deren Kapazitaten

er zum Nachweis seiner Eignung aber nicht in Anspruch nehmen will, missen in diesem
Verfahrensstadium noch nicht benannt werden.

Erganzend zu diesem Formblatt sind vom qualifizierten Nachunternehmer auch die Formblatter
B.IV.1. und B.VIII.1. auszufillen.

Sofern der Bieter mehrere andere Unternehmen benennen will, ist dieses Formblatt
entsprechend zu vervielféltigen.

Name des qualifizierten Nachunternehmers

Rechtsform

Anschrift

Eintragung in ein Berufs- oder Handelsregister
des Landes, in welchem der Nachunternehmer
ansassig ist

[] Ja, ein entsprechender Nachweis ist dem
Teilnahmeantrag beigefigt.

[] Keine Eintragung.

Zur ggf. erforderlichen Abfrage im
Korruptionsregister und im
Gewerbezentralreqister:

Name, Vorname, Geburtsdatum und -ort des
gesetzlichen Vertreters, bei
Personengesellschaften der
geschéftsfiihrenden Gesellschafter

Telefon

Telefax

E-Mail

Ansprechpartner

Angabe, wofir die Kapazitaten dieses anderen
Unternehmens in Anspruch genommen
werden

[ggf. erforderliche Zulassigkeitsnachweise]
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56



Formular B.IX.1 Erklarung fur qualifizierte Nachunternehmer

Verpflichtungserklarung des anderen Unternehmens

Wir verpflichten uns, dem Bieter / der Bietergemeinschaft

rn

Mit guten Gefihl unterwegs,

im Auftragsfalle die erforderlichen Mittel, fir deren Nachweis wir vom Bieter zum Nachweis seiner

Eignhung benannt wurden, zur Verfligung zu stellen.

Zu unterschreiben von qualifiziertem Nachunternehmer:

(Bitte Formblatt ausdrucken, unterschreiben, einscannen und in Plattform hochladen)

Unterschrift.

(Name des Erkldrenden, Firmenname und Rechtsform)
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Muster Stand 19.04.2023

Merkblatt fir die Abgabe der Verpflichtungserklarung
zur Tariftreue und Mindestentlohnung fiir Bau- und Dienstleistungen
nach den Vorgaben
des Tariftreue- und Mindestlohngesetzes fur 6ffentliche Auftrage in Baden-
Wirttemberg (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG)

Dieses Merkblatt soll die betroffenen Unternehmen bei der Abgabe der notwendigen
Erklarung unterstitzen.

Allgemeines

Das LTMG verpflichtet 6ffentliche Auftraggeber, offentliche Auftrage Uber Bau- und
Dienstleistungen ab einem geschatzten Auftragswert von 20.000 Euro (ohne Um-
satzsteuer) nur an solche Unternehmen zu vergeben, die sich bei der Angebotsab-
gabe schriftlich verpflichten, ihren Beschéftigten bei der Ausfuhrung des offentlichen
Auftrags ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben des Mindestlohnge-
setzes (MiLoG) und der gemal 8§ 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsver-
ordnung entspricht, soweit nicht eine Tariftreueverpflichtung besteht und die danach
malf3gebliche tarifliche Regelung fiir die Beschéftigten gunstiger ist.

Die Schatzung des Auftragswertes richtet sich nach der Vergabeverordnung
(VgV). Danach ist vom voraussichtlichen Gesamtwert der vorgesehenen Leistung
ohne Umsatzsteuer einschliel3lich etwaiger Pramien oder sonstiger Zahlungen an
Bewerber oder Bieter auszugehen. Dabei sind etwaige Optionen oder Vertragsver-
langerungen zu bertcksichtigen. Der Wert eines beabsichtigten Auftrags darf nicht in
der Absicht geschatzt oder aufgeteilt werden, ihn der Anwendung dieser Bestimmung
zu entziehen.

Informationen zum LTMG

Beim Regierungsprasidium Stuttgart ist eine Servicestelle eingerichtet, die tber
das LTMG umfassend informiert und die Entgeltregelungen aus den einschléagigen
und reprasentativen Tarifvertragen zur Verfluigung stellt (https://rp.baden-
wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Tariftreue/Seiten/default.aspx). Auf die Internet-
seite der Servicestelle gelangen Sie auch Uber den QuickLink (Der schnelle Klick)
»1ariftreue” auf der Startseite des Regierungsprasidiums Stuttgart (https://rp.baden-
wuerttemberg.de/rps/Seiten/default.aspx). Die Servicestelle gibt auch Muster fur die
Tariftreue- und Mindestentgelterklarungen bekannt. Aul3erdem fungiert die Service-
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stelle als Geschéftsstelle des Beirats fir die Feststellung der repréasentativen Tarif-
vertrage im Verkehrsbereich.

Zur Verpflichtungserklarung im Einzelnen:

Ich erklare/Wir erklaren,

= dass meinen / unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der
Ausfuihrung der Leistung, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der
jeweils geltenden Fassung erfasst wird, diejenigen Arbeitsbedingungen ein-
schlielich des Entgelts gewahrt werden, die nach Art und Hohe mindestens den
Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entsprechen, an den mein/unser Unterneh-
men aufgrund des AEntG gebunden ist;

= dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der
Ausfuhrung der Leistung, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der
jeweils geltenden Fassung erfasst wird, und die ein Tarifentgelt auf der Grundlage
des AENtG erhalten oder auf die der Tarifvertrag nach dem AEntG keine Anwen-
dung findet, ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben des Mindest-
lohngesetzes (MiLoG) und der gemaf 8§ 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG erlassenen
Rechtsverordnung entspricht.

In 8 3 Abs. 1 LTMG wird festgelegt, dass offentliche Auftrage tiber Bau- und Dienst-
leistungen, die vom AENtG erfasst werden, nur an solche Unternehmen vergeben
werden durfen, die sich vorher verpflichten, ihren Beschaftigten mindestens das auf
der Grundlage des AENtG fur allgemeinverbindlich erklarte Entgelt zu zahlen. Das
AENtG qilt derzeit fur folgende Wirtschaftsbereiche:

= Baugewerbe, Dachdeckerhandwerk, Maler- und Lackiererhandwerk, Elektro-
handwerk, einschlief3lich der Erbringung von Montageleistungen auf Baustellen
aulRerhalb des Betriebssitzes,

= Gebaudereinigung,

= Briefdienstleistungen,

= Sicherheitsdienstleistungen,

= Bergbauspezialarbeiten auf Steinkohlebergwerken,

= Waschereidienstleistungen im Objektkundengeschaéft,

= Abfallwirtschaft einschliel3lich Stral3enreinigung und Winterdienst,

= Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder Dritten Buch
Sozialgesetzbuch,
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» Pflegedienstleistungen
= Schlachten und Fleischverarbeitung.

Voraussetzung ist jedoch, dass das Unternehmen tGberwiegend in einer dieser Bran-
chen tatig ist. Dies ist dann der Fall, wenn die Beschaftigten im jeweiligen Kalender-
jahr - bezogen auf die Gesamtarbeitszeit - zeitlich Uberwiegend die jeweiligen bran-
chentypischen Téatigkeiten erbracht haben. Hierbei sind Hilfs- und Nebenarbeiten
hinzuzurechnen, wenn sie zu einer sachgerechten Ausfiihrung der Tatigkeit notwen-
dig sind und deshalb mit ihnen in Zusammenhang stehen.

Maoglich ist auch, dass im Rahmen eines offentlichen Auftrags nur ein Teil der Be-
schaftigten des Unternehmens dem AENtG unterfallt. In diesem Fall muss sich das
Unternehmen hinsichtlich der restlichen Beschaftigten verpflichten, bei der Ausfiih-
rung der Leistung mindestens das nach § 4 des LTMG zu zahlende Mindestentgelt
(brutto) pro Stunde zu zahlen.

Die Tarifvertrage, die nach dem AEntG auf ein Unternehmen Anwendung finden, las-
sen sich z. B. folgender Internetseite der Zollverwaltung entnehmen:
http://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Arbeit/Mindestarbeitsbedingungen/Mindestlohn-
AENtG-Lohnuntergrenze-AUeG/Branchen-Mindestlohn-Lohnuntergrenze/branchen-
mindestlohn-lohnuntergrenze.html.

Ich erklare/Wir erkléaren,

= dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) im Be-
reich des oOffentlichen Personenverkehrs auf Stral3e und Schiene bei der Ausfiih-
rung der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das insgesamt mindestens dem in Ba-
den-Wurttemberg fir diese Leistung in einem der einschlagigen und reprasentati-
ven mit einer tariffahigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrage vorgesehenen
Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitaten, einschlief3lich der Auf-
wendungen fir die Altersversorgung, entspricht;

= dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) im Be-
reich des freigestellten Verkehrs gemald § 1 der Freistellungs-Verordnung bei der
Ausfuhrung der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben
des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemalf3 8 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG er-
lassenen Rechtsverordnung entspricht, wenn die Leistung nicht vom Anwen-
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dungsbereich der einschlagigen und reprasentativen Tarifvertrage fur den stra-
Rengebundenen Personenverkehr umfasst wird;

= dass mein/unser Unternehmen wahrend der Ausfilhrung der Leistung eintretende
tarifvertragliche Anderungen des Entgelts nachvollzieht.

Offentlichen Personenverkehrsdienste sind geman Artikel 5 der Verordnung (EG)

Nr. 1370/2007 Dienstleistungsauftrage im stralRengebundenen 6ffentlichen Personen-
verkehr mit Bussen und Stral3enbahnen, sonstige Dienstleistungsauftrage im schie-
nengebundenen Personenverkehr sowie Dienstleistungskonzessionen in diesen Be-
reichen. Dies umfasst sdmtliche, insbesondere auch die nach § 13 des Personenbe-
forderungsgesetzes genehmigten Verkehrsdienstleistungen. Vom LTMG erfasst sind
auch Auftragsvergaben Uber die nicht als 6ffentliche Personenverkehre geltenden Ver-
kehrsauftrage im Sinne der Freistellungsverordnung; hierzu gehéren insbesondere der
freigestellte Schilerverkehr sowie der Transport von kdrperlich, geistig oder seelisch
behinderten Personen zu oder von Einrichtungen, die deren Betreuung dienen.

Sind im 6ffentlichen Personenverkehr mehrere Tarifvertrage einschlagig, missen
Auftragnehmer ihren Beschaftigten zur Erfullung ihrer Tariftreuepflichten insgesamt
mindestens das in einem der einschlagigen und als reprasentativ festgestellten Tarif-
vertrage vorgesehene Entgelt zahlen.

Die Feststellung der reprasentativen Tarifvertrage erfolgt durch das Wirtschaftsminis-
terium im Einvernehmen mit dem Verkehrsministerium unter Beriicksichtigung der
Empfehlungen eines mit den im betroffenen Verkehrsbereich tatigen Sozialpartnern
paritatisch besetzten Beirats.

Die einschlagigen und reprasentativen Tarifvertrage werden vom Auftraggeber in der
Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen des offentlichen Auftrags benannt.
Das Verzeichnis der reprasentativen Tarifvertrage fur offentliche Auftrage tber Ver-
kehrsdienstleistungen nach 8§ 1 Absatz 3 der Verordnung des Sozialministeriums zur
Durchfiihrung des 8§ 3 Absatz 4 des LTMG wurde als Verwaltungsvorschrift im Ge-
meinsamen Amtsblatt des Landes Baden-Wirttemberg veroéffentlicht. Zugleich stellt
die beim Regierungsprasidium Stuttgart eingerichtete Servicestelle das Verzeichnis
und die darin enthaltenen Tarifvertrage im Internet zur Verfigung (https://rp.baden-
wuerttem-
berg.de/Themen/Wirtschaft/Tariftreue/Seiten/Repraesentative_Tarifvertraege.aspx).
Auf die Internetseite der Servicestelle gelangen Sie auch tber den QuickLink (Der

61


https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Tariftreue/Seiten/Repraesentative_Tarifvertraege.aspx
https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Tariftreue/Seiten/Repraesentative_Tarifvertraege.aspx
https://rp.baden-wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Tariftreue/Seiten/Repraesentative_Tarifvertraege.aspx

schnelle Klick) ,Tariftreue” auf der Startseite des Regierungsprasidiums Stuttgart
(https://rp.baden-wuerttemberqg.de/rps/Seiten/default.aspx).

Grundsatzlich gilt das LTMG auch fur den freigestellten Verkehr. Ob im Einzelfall bei
offentlichen Auftragen Uber Verkehrsdienstleistungen fir den freigestellten Verkehr
Tariftreue nach den einschlagigen und repréasentativen Tarifvertragen einzuhalten ist
oder das Mindestentgelt des § 4 LTMG gilt, hangt von der jeweils ausgeschriebenen
Leistung ab. Es gelten die einschlagigen und reprasentativen Tarifvertrage fur den
stralRengebundenen Personenverkehr, sobald der freigestellte Verkehr vom Anwen-
dungsbereich des jeweiligen Tarifvertrages umfasst wird.

Bei Ausschreibungen tber die Befdrderung von bis zu neun Personen einschlie3lich
des Fahrzeugfihrers, wird der Verkehr mit Personenkraftwagen im Sinne des

8 4 Abs. 4 Nr. 1 Personenbeforderungsgesetz (PBefG) betrieben. Im Hinblick auf
Dienstleistungen im Bereich des o6ffentlichen Personenverkehrs auf der Stral3e, die
die Beforderungen der mit Personenkraftwagen i.S.d. 8 4 Abs. 4 Nr. 1 PBefG durch-
gefuhrten freigestellten Verkehre erfassen, gelten die Regelungen der WBO-
Tarifwerke, soweit der jeweilige Sachverhalt von deren Geltungsbereich erfasst wird
und sofern die Vergabe nach dem 1. Januar 2022 eingeleitet wurde. Ansonsten gilt
fur die betreffenden Verkehre zum jetzigen Zeitpunkt nur das derzeit geltende verga-
bespezifische Mindestentgelt.

Bei Ausschreibungen uber die Beforderung von mehr als neun Personen einschliel3-
lich Fahrer wird der Verkehr mit Kraftomnibussen im Sinne des § 4 Abs.

4 Nr. 2 PBefG betrieben. Diese Verkehre fallen unter den Anwendungsbereich der
WBO-Tarifwerke.

Ich erklare/Wir erklaren,

= dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der
Ausfuihrung der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben
des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemal 8§ 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG er-
lassenen Rechtsverordnung entspricht
oder

= dass mein/unser Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat der EU anséssig
ist und die Leistung ausschlief3lich im EU-Ausland mit dort tatigen Beschaftigen
ausgefihrt wird.

Diese Erklarung ist abzugeben, wenn
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= Unternehmen zwar an das AEntG gebunden sind, aber ihren Beschéftigten weni-
ger als das aktuell gultige Mindestentgelt bezahlen,

= tarifgebundene Unternehmen im Bereich der Personenverkehrsdienste ihren Be-
schaftigten weniger als das aktuell gultige Mindestentgelt bezahlen,

= es sich um sonstige Unternehmen handelt, tarifgebunden oder nicht tarifgebunden.

Sofern keine Tariftreue gefordert werden kann, missen sich Unternehmen nach § 4
LTMG verpflichten, ihren unter das Mindestlohngesetz (MiLoG) fallenden Beschaftig-
ten bei der Ausfuihrung der Leistung ein Entgelt zu zahlen, das mindestens den Vor-
gaben des Mindestlohngesetzes und der gemal 8§ 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG erlasse-
nen Rechtsverordnung entspricht. Dies gilt jedoch nicht fiir die Leistungserbringung
durch Auszubildende.

Die zweite Variante tragt dem EuGH-Urteil vom 18. September 2014, Az.: C-579/13
Rechnung, in dem dieser entschieden hat, dass die Bezahlung eines vergabespezifi-
schen Mindestlohns nicht verlangt werden darf, wenn ein Auftrag ausschlief3lich im
Ausland mit dort tatigen Arbeitnehmern eines Nachunternehmers ausgefthrt wird.

Ich erklare/Wir erklaren,

= dass ich mir/wir uns

= von einem von mir/uns beauftragten Nachunternehmen oder beauftragten Ver-
leihunternehmen eine Verpflichtungserklarung im vorstehenden Sinne ebenso
abgeben lasse/lassen wie fur alle weiteren Nachunternehmen und Verleihun-
ternehmen der Nachunternehmen und Verleihunternehmen und diese dann
dem offentlichen Auftraggeber vorlege(n);
oder

= von einem von mir/uns beauftragen Nachunternehmen eine schriftliche Versi-
cherung geben lasse/lassen, dass dieses den Auftrag ausschlief3lich im Aus-
land mit dort tatigen Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmern ausfuhrt und diese
Versicherung dem offentlichen Auftraggeber vorlege(n);

8 6 Abs. 2 LTMG verpflichtet die Unternehmen dem o6ffentlichen Auftraggeber Tarif-
treue- und Mindestentgelterklarungen der Nachunternehmen vorzulegen. Gleiches
gilt, wenn das Unternehmen oder ein beauftragtes Nachunternehmen zur Ausfiihrung
des Auftrags Arbeitskréafte eines Verleihunternehmens einsetzt. Dies gilt grundséatz-
lich auch fur alle weiteren Nachunternehmen und Verleihunternehmen der vom be-



auftragten Unternehmen eingeschalteten Nachunternehmen. Auf die Verpflichtung
zur Vorlage von Tariftreue- und Mindestentgelterklarungen kann verzichtet werden,
wenn das Auftragsvolumen eines Nachunternehmens oder Verleihunternehmens
weniger als 10.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) betragt. Hierfur gilt die erste Varian-
te.

Die zweite Variante tragt dem EuGH-Urteil vom 18. September 2014, Az.: C-579/13
Rechnung, in dem dieser entschieden hat, dass die Bezahlung eines vergabespezifi-
schen Mindestlohns nicht verlangt werden darf, wenn ein Auftrag ausschlief3lich im
Ausland mit dort tatigen Arbeitnehmern eines Nachunternehmers ausgefthrt wird.

Ich erklare/Wir erklaren,

= dass ich mich verpflichte/wir uns verpflichten sicherzustellen, dass die Nachun-
ternehmen und Verleihunternehmen die Verpflichtungen nach den 88 3 und 4
LTMG erfullen, wenn sie nicht in einem anderen Mitgliedstaat ansassig sind und
den Auftrag ausschlief3lich im Ausland mit dort tatigen Arbeithnehmerinnen und
Arbeitnehmern ausfihren.

Auch wenn auf die Verpflichtung zur Vorlage von Tariftreue- und Mindestentgelterkla-
rungen verzichtet werden kann, wenn das Auftragsvolumen eines Nachunterneh-
mens oder Verleihunternehmens weniger als 10.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) be-
tragt, muss das beauftragte Unternehmen gleichwohl daftir sorgen, dass Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen die Pflicht zur Tariftreue- und Mindestentgeltzah-
lung einhalten.

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst,

e dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen verpflichtet sind, dem 6ffentlichen Auftraggeber
die Einhaltung der Verpflichtung aus dieser Erklarung auf dessen Verlangen je-
derzeit nachzuweisen,

In 8 7 Abs. 1 LTMG sind die Nachweispflichten der Auftragnehmer sowie ihrer Nach-
unternehmen und Verleihunternehmen tber die Einhaltung ihrer Verpflichtungen zur
Tariftreue- bzw. Mindestentgeltzahlung festgelegt.
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e dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen vollstandige und pruffahige Unterlagen im vor-
stehenden Sinne Uber die eingesetzten Beschaftigten bereitzuhalten haben,

Die offentlichen Auftraggeber haben das Recht, Kontrollen durchzufiihren. Sie haben
die Mdglichkeit, die Einhaltung der Vorgaben durch ihre Vertragspartner durch an-
lass- oder stichprobenbezogene Prufungen aufgrund der von den Unternehmen vor-
zulegenden Unterlagen sicherzustellen. Vorbereitend darauf haben die Unternehmen
entsprechende vollstadndige und praffahige Unterlagen bereitzuhalten.

e dass zur Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Erklarung zwischen dem 6f-
fentlichen Auftraggeber und meinem/unserem Unternehmen eine Vertragsstrafe
fur jeden schuldhaften VerstoR3 vereinbart wird,

8 8 LTMG regelt die Sanktionsmoglichkeiten gegentber dem Auftragnehmer bei Ver-
stoRRen.

Im Vertrag werden die Bezahlung einer Vertragsstrafe bei vorsatzlichen oder fahrlas-
sigen VerstdlRen gegen die 88 3 bis 7 LTMG und die Voraussetzungen fur ihre Ver-
wirkung vereinbart. Die Vertragsstrafe betragt ein Prozent, bei Verkehrsdienstleistun-
gen betragt die Vertragsstrafe bis zu einem Prozent des Auftragswerts je Verstol3.
Die Obergrenze bei mehreren Verstdl3en betragt innerhalb eines Auftrags funf Pro-
zent.

e dass bei einem nachweislich schuldhaften Verstof3 meines/unseres Unterneh-
mens sowie der von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunter-
nehmen gegen die Verpflichtungen aus dieser Erklarung,

= den Ausschluss meines/unseres Unternehmens und die von mir/uns beauf-
tragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen von diesem Vergabe-
verfahren zur Folge hat,

= mein/unser Unternehmen oder die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen vom o6ffentlichen Auftraggeber fir die
Dauer von bis zu drei Jahren von Vergaben des offentlichen Auftraggebers
ausgeschlossen werden kann/kénnen,

Der offentliche Auftraggeber kann Auftragnehmer, Nachunternehmen oder Verleihun-
ternehmen bei ihm bekannt gewordenen schuldhaften Verstél3en gegen ihre Ver-
pflichtungen nach dem LTMG bis zu drei Jahre lang von weiteren Auftragsvergaben
ausschlie3en. Die Entscheidung sowie die konkrete Dauer des Ausschlusses stehen



im pflichtgemaRen Ermessen des offentlichen Auftraggebers und haben sich an den
Umstanden des Einzelfalls zu orientieren. Selbstreinigende Mal3hahmen der Unter-
nehmen (z. B. arbeitsrechtliche MalRnahmen) werden angemessen bertcksichtigt.

" dass der offentliche Auftraggeber nach Vertragsschluss zur fristlosen Kindi-
gung aus wichtigem Grund berechtigt ist und dass ich/wir dem 6ffentlichen Auf-
traggeber den durch die Kiindigung entstandenen Schaden zu ersetzen ha-
be/haben.

Der offentliche Auftraggeber kann als weitere Sanktion fristlos kiindigen, wenn dies
vereinbart wurde. Der Auftragnehmer ist dann verpflichtet, dem offentlichen Auftrag-
geber den durch die Kiindigung entstandenen Schaden zu ersetzen (8 8 Abs. 2
LTMG).

" dass der offentliche Auftraggeber die nach dem AEntG fur die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zustandigen Behérden der Zollverwaltung
informiert.

Der offentliche Auftraggeber ist verpflichtet, die nach dem AENtG fiir die Verfolgung
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zustandigen Behérden der Zollverwaltung
bei entsprechenden Versté3en zu informieren.

Sie erhalten weitere Informationen auf der Internetseite der Servicestelle unter
https://rp.baden-
wuerttemberg.de/Themen/Wirtschaft/Tariftreue/Seiten/default.aspx oder Uber
den Quick-Link (Der schnelle Klick) , Tariftreue* auf der Startseite des Regie-
rungsprasidiums Stuttgart (https://rp.baden-
wuerttemberg.de/rps/Seiten/default.aspx).
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Muster Stand 01.02.2021

Verpflichtungserklarung

fur offentliche Auftrage, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz erfasst werden

zur Tariftreue und Mindestentlohnung fur Bau- und Dienstleistungen nach den Vorga-
ben des Tariftreue- und Mindestlohngesetzes fur offentliche Auftrage in Baden-Wrt-
temberg (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG)

Ich erklare/Wir erklaren,

dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei der
Ausfuhrung der Leistung, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der
jeweils geltenden Fassung erfasst wird, diejenigen Arbeitsbedingungen ein-
schlie3lich des Entgelts gewahrt werden, die nach Art und Hohe mindestens den
Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entsprechen, an den mein/unser Unterneh-
men aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist;

dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden), die
nicht dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) in der jeweils geltenden Fas-
sung unterfallen oder auf die der Tarifvertrag nach dem AEntG keine Anwendung
findet, bei der Ausfuhrung der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens
den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemal} § 1 Absatz 2
Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht.

dass ich mir/wir uns von einem von mir/uns beauftragten Nachunternehmen oder
beauftragten Verleihunternehmen eine Verpflichtungserklarung im vorstehenden
Sinne ebenso abgeben lasse/lassen wie fur alle weiteren Nachunternehmen und
Verleihunternehmen der Nachunternehmen und Verleihunternehmen und diese
dann dem offentlichen Auftraggeber vorlege;

sicherzustellen, dass die Nachunternehmen und Verleihunternehmen die Ver-
pflichtungen nach den §§ 3 und 4 LTMG erfullen.

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst,

dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen verpflichtet sind, dem 6ffentlichen Auftraggeber
die Einhaltung der Verpflichtung aus dieser Erklarung auf dessen Verlangen je-
derzeit nachzuweisen,
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dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen vollstandige und pruffahige Unterlagen im vor-
stehenden Sinne Uber die eingesetzten Beschaftigten bereitzuhalten haben,

dass zur Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Erklarung zwischen dem of-
fentlichen Auftraggeber und meinem/unserem Unternehmen eine Vertragsstrafe
fur jeden schuldhaften Verstol3 vereinbart wird,

dass bei einem nachweislich schuldhaften Verstol3 meines/unseres Unterneh-
mens sowie der von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunter-
nehmen gegen die Verpflichtungen aus dieser Erklarung

den Ausschluss meines/unseres Unternehmens oder die von mir/uns be-
auftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen von diesem Verga-
beverfahren zur Folge hat,

mein/unser Unternehmen oder die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen vom o6ffentlichen Auftraggeber fur die
Dauer von bis zu drei Jahren von Vergaben des o6ffentlichen Auftraggebers
ausgeschlossen werden kann/kdnnen,

der offentliche Auftraggeber nach Vertragsschluss zur fristlosen Kindigung
aus wichtigem Grund berechtigt ist und dass ich/wir dem offentlichen Auf-
traggeber den durch die Kindigung entstandenen Schaden zu ersetzen
habe/haben,

der offentliche Auftraggeber die nach dem AEntG fur die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zustandigen Behorden der Zollverwal-
tung informiert.

Ort, Datum Unterschrift, Firmenstempel

Sofern die Verpflichtungserklarung in Textform nach § 126b BGB mithilfe elekt-
ronischer Mittel tibermittelt wird:

Ort, Datum Name der erklarenden Person (in Druckbuchstaben)

Unterschrift (Faksimile oder Scan)

Statt einer Unterschrift kann auch der Zusatz ,diese Erklarung ist nicht unterschrie-
ben“ erganzt werden.
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Muster Stand 01.02.2021

Verpflichtungserklarung
zum Mindestentgelt

(sofern der offentliche Auftrag nicht vom AEntG erfasst wird und es sich nicht um
Dienstleistungen im Bereich des offentlichen Personenverkehrs auf Stralle und
Schiene handelt)

zur Tariftreue und Mindestentlohnung fur Bau- und Dienstleistungen nach den Vorga-
ben des Tariftreue- und Mindestlohngesetzes fur 6ffentliche Auftrage in Baden-Wart-
temberg (Landestariftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG)

Ich erklare/Wir erklaren,

[0 dass meinen/unseren Beschaftigten (mit Ausnahme der Auszubildenden) bei

der Ausfuhrung der Leistung ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den
Vorgaben des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemaf § 1 Absatz 2
Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht

oder

mein/unser Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat der EU ansassig ist
und die Leistung ausschlie3lich im EU-Ausland mit dort tatigen Beschaftigten
ausgeflhrt wird.

Zutreffendes bitte ankreuzen.

dass ich mir/wir uns

[0 von einem von mir/uns beauftragten Nachunternehmen oder beauftragten

Verleihunternehmen eine Verpflichtungserklarung im vorstehenden Sinne
ebenso abgeben lasse/lassen wie fur alle weiteren Nachunternehmen und
Verleihunternehmen der Nachunternehmen und Verleihunternehmen und
diese dann dem o6ffentlichen Auftraggeber vorlege(n);

oder

von einem von mir/uns beauftragen Nachunternehmen eine schriftliche Versi-
cherung geben lasse/lassen, dass dieses den Auftrag ausschlieBlich im Aus-
land mit dort tatigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ausfuhrt und
diese Versicherung dem o6ffentlichen Auftraggeber vorlege(n);

Zutreffendes bitte ankreuzen.

dass ich mich verpflichte/wir uns verpflichten sicherzustellen, dass die Nach-
unternehmen und Verleihunternehmen die Verpflichtungen nach den §§ 3 und
4 LTMG erfullen, wenn sie nicht in einem anderen Mitgliedstaat ansassig sind
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2

und den Auftrag ausschlie3lich im Ausland mit dort tatigen Arbeithnehmerinnen
und Arbeitnehmern ausfuhren.

Ich bin mir/Wir sind uns bewusst,

e dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen verpflichtet sind, dem o6ffentlichen Auftraggeber
die Einhaltung der Verpflichtung aus dieser Erklarung auf dessen Verlangen je-
derzeit nachzuweisen,

e dass mein/unser Unternehmen sowie die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen vollstandige und pruffahige Unterlagen im vor-
stehenden Sinne Uber die eingesetzten Beschaftigten bereitzuhalten haben,

e dass zur Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Erklarung zwischen dem 6f-
fentlichen Auftraggeber und meinem/unserem Unternehmen eine Vertragsstrafe
fur jeden schuldhaften Verstol3 vereinbart wird,

e dass bei einem nachweislich schuldhaften Verstol3 meines/unseres Unterneh-
mens sowie der von mir/uns beauftragten Nachunternehmen und Verleihunter-
nehmen gegen die Verpflichtungen aus dieser Erklarung

» den Ausschluss meines/unseres Unternehmens und die von mir/uns be-
auftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen von diesem Verga-
beverfahren zur Folge hat,

= mein/unser Unternehmen oder die von mir/uns beauftragten Nachunter-
nehmen und Verleihunternehmen vom o&ffentlichen Auftraggeber fur die
Dauer von bis zu drei Jahren von Vergaben des 6ffentlichen Auftraggebers
ausgeschlossen werden kann/kénnen,

= der offentliche Auftraggeber nach Vertragsschluss zur fristlosen Kiindigung
aus wichtigem Grund berechtigt ist und dass ich/wir dem &ffentlichen Auf-
traggeber den durch die Kiindigung entstandenen Schaden zu ersetzen
habe/haben.

Ort, Datum Unterschrift, Firmenstempel

Sofern die Verpflichtungserklarung in Textform nach § 126b BGB mithilfe elekt-
ronischer Mittel iibermittelt wird:

Ort, Datum Name der erklarenden Person (in Druckbuchstaben)

Unterschrift (Faksimile oder Scan)

Statt einer Unterschrift kann auch der Zusatz ,diese Erklarung ist nicht unterschrie-
ben“ erganzt werden.
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Muster Stand 02.11.2020

Besondere Vertragsbedingungen zur Erfallung der Tariftreue- und Mindestent-
geltverpflichtungen nach dem Tariftreue- und Mindestlohngesetz fur 6ffentliche
Auftrage in Baden-Wurttemberg
(Landestariftreue- und Mindestlohngesetz - LTMG)

1. Mindestentgelte
Der Auftragnehmer verpflichtet sich,

(1) fur Leistungen, deren Erbringung dem Geltungsbereich des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes (AENtG) in der jeweils geltenden Fassung unterféllt, seinen
Beschaftigten bei der Ausfihrung des o6ffentlichen Auftrags wenigstens diejeni-
gen Mindestarbeitsbedingungen einschlief3lich des Mindestentgelts zu gewéh-
ren, die durch einen fur allgemein verbindlich erklarten Tarifvertrag oder eine
nach den 88 7 oder 11 des AENtG erlassene Rechtsverordnung fur die betref-
fende Leistung verbindlich vorgegeben werden;

(2) fur Leistungen im Bereich des offentlichen Personenverkehrs auf Straf3e und
Schiene seinen Beschaftigten bei der Ausfihrung des 6ffentlichen Auftrags ein
Entgelt zu bezahlen, das insgesamt mindestens dem in Baden-Wrttemberg fur
diese Leistung in einem der einschlagigen und reprasentativen mit einer tariffa-
higen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrage vorgesehenen Entgelt nach den
tarifvertraglich festgelegten Modalitaten, einschlief3lich der Aufwendungen fir
die Altersversorgung, entspricht, und wahrend der Ausflihrung des offentlichen
Auftrags eintretende tarifvertragliche Anderungen des Entgelts nachzuvollzie-
hen;

(3) fur Leistungen,

e deren Erbringung nicht dem Geltungsbereich des AEntG in der jeweils gel-
tenden Fassung unterfallen,

e die den freigestellten Verkehr betreffen und die nicht vom Anwendungsbe-
reich der einschlagigen und reprasentativen Tarifvertrage fur den straf3enge-
bundenen Personenverkehr umfasst werden,

e die nicht den o6ffentlichen Personenverkehr betreffen,

seinen Beschaftigten (ohne Auszubildende) bei der Ausfihrung des 6ffentlichen
Auftrags wenigstens ein Entgelt bezahlt wird, das mindestens den Vorgaben



des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und der gemal3 § 1 Absatz 2 Satz 2 MiLoG
erlassenen Rechtsverordnung entspricht, es sei denn, bei dem Unternehmen
handelt es sich um eine anerkannte Werkstatt fir behinderte Menschen, einen
Inklusionsbetrieb oder eine anerkannte Blindenwerkstatt (bevorzugtes Unter-
nehmen gemal 88 224 und 226 Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (I1X) —
Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen) oder der Auftrag
wird ausschlie3lich im Ausland mit dort tatigen Arbeitnehmerinnen oder Arbeits-
nehmern eines Nachtunternehmens ausgefihrt;

(4) sofern die Voraussetzungen von mehr als einer der in (1) bis (3) getroffenen
Regelungen erfullt sind, die flr seine Beschaftigten jeweils giinstigste Regelung
anzuwenden.

Nachunternehmen

Der Auftragnehmer verpflichtet sich,

(1) seine Nachunternehmen und Verleihunternehmen sorgfaltig auszuwahlen,

(2) sicherzustellen, dass die Nachunternehmen und Verleihunternehmen die
Verpflichtungen nach den 88 3 und 4 LTMG erfillen,

(3) die von den Nachunternehmen und Verleihunternehmen abgegebene Ver-
pflichtungserklarung oder Versicherung nach den 88 3 und 4 LTMG dem Auf-

traggeber auf Verlangen vorzulegen,

(4) Nachunternehmen und Verleihunternehmen davon in Kenntnis zu setzen,
dass es sich um einen offentlichen Auftrag handelt.

Kontrolle

Der Auftragnehmer verpflichtet sich,

(1) dem Auftraggeber bei einer Kontrolle Entgeltabrechnungen, die Unterlagen
Uber die Abfuihrung von Steuern und Abgaben sowie die zwischen Unterneh-
men und Nachunternehmen und Verleihunternehmen abgeschlossenen Ver-

trdge zum Zwecke der Prufung der Einhaltung des LTMG vorzulegen,

(2) seine Beschatftigten auf die Moglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen,
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(3) dem Auftraggeber ein Auskunfts- und Prifrecht im Sinne des 8 7 Absatz 1
LTMG bei der Beauftragung von Nachunternehmen und Verleihunternehmen
einrAumen zu lassen,

(4) volistandige und praffahige Unterlagen zur Prifung der Einhaltung der Vor-
gaben der 88 3 und 4 LTMG in erforderlichem Umfang bereitzuhalten und auf
Verlangen dem Auftraggeber vorzulegen und zu erlautern sowie die Einhaltung
dieser Pflicht durch die beauftragten Nachunternehmen und Verleihunterneh-
men vertraglich sicherzustellen.

Sanktionen

(1) Fur jeden schuldhaften Verstold des Auftragnehmers gegen die Verpflichtun-
gen nach den 88 3 bis 7 LTMG wird zwischen dem Auftraggeber und dem Auf-
tragnehmer eine Vertragsstrafe vereinbart, deren Hohe eins von Hundert, bei
Verkehrsdienstleistungen bis zu einem von Hundert betragt. Bei mehreren Ver-
stolRen gegen das LTMG sowie gegen weitere Verpflichtungen dieses Vertrages
ist die Vertragsstrafe der Hohe nach insgesamt auf funf von Hundert des Auf-
tragswertes begrenzt. Dies gilt auch fiur den Fall, dass der Verstol3 durch ein
von dem Auftragnehmer eingesetztes Nachunternehmen oder Verleihunterneh-
men begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den Verstol3 bei Be-
auftragung des Nachunternehmens und des Verleihunternehmens nicht kannte
und unter Beachtung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns auch
nicht kennen musste. Bei einer unverhaltnismanig hohen Vertragsstrafe kann
der Auftragnehmer beim Auftraggeber die Herabsetzung der Vertragsstrafe be-
antragen.

(2) Die schuldhafte Nichterfillung einer Verpflichtung nach den 88 3 bis 7 LTMG
durch den Auftragnehmer berechtigen den Auftraggeber zur fristlosen Kundi-
gung aus wichtigem Grund. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber den
durch die Kiindigung entstandenen Schaden zu ersetzen.

(3) Die Bestimmungen des 8§ 11 VOB/B bzw. VOL/B bleiben hiervon unberiihrt.
(4) Bei einem nachweislich schuldhaften Verstol3 des Auftragnehmers sowie der

von ihm beauftragten Nachunternehmen und Verleihunternehmen gegen die
Verpflichtungen des LTMG
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kann der Auftraggeber diese fur die Dauer von bis zu drei Jahren von ihren
Auftragsvergaben ausschliel3en,

informiert der Auftraggeber die nach dem AEntG fir die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten zustandigen Behorden der Zollverwaltung.
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Entsprechend der Verordnung (EU) 2022/576 diirfen 6ffentlichen Auftrige und Konzessionen
nach dem 9. April 2022 nicht an Personen oder Unternehmen vergeben werden, die einen Bezug
zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen. Dies umfasst sowohl unmittelbar als Bewerber,
Bieter oder Auftragnehmer auftretende Personen oder Unternehmen als auch mittelbar, mit
mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, beteiligte Unterauftragnehmer, Lieferanten
oder Eignungsverleiher.

Ein Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift besteht

a) durch die russische Staatsangehorigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung
des Bewerbers/Bieters in Russland,

b) durch die Beteiligung einer natiirlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines
der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter iber das Halten von
Anteilen im Umfang von mehr als 50 Prozent,

c) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen
oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutreffen.

Bereits vor dem 9. April 2022 geschlossene Vertrige mit solchen Personen oder
Unternehmen mit Bezug zu Russland dirfen nur bis zum 10. Oktober 2022 fortgefiihrt
werden.

Baumafinahme

Leistung
Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"

Ich/Wir erklire(n), dass fiir mein/unser Unternehmen keiner der in den Buchstaben a) bis c)
genannten Fille zutrifft.

Ich/Wir erklare(n), dass ich/wir zur Ausfiihrung des Auftrags fiir Teile der Leistung

|:| nicht die Kapazitiaten der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder
Unternehmen in Anspruch nehmen werde(n) / genommen habe(n) (Eignungsleihe).

|:| folgende Kapazititen der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder
Unternehmen in Anspruch nehmen werde(n) / genommen habe(n (Eignungsleihe).

I:l Die Leistungen keines Eignungsverleihers Uiberschreiten zehn Prozent der
Auftragssumme.

I:l Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/576) zuléssig.

Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit
wird zum 10. Oktober 2022 beendet.

]
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keine der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Nachunternehmen beauftrage(n) / beauftragt habe(n).

folgende der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Nachunternehmen beauftragen werde(n) / beauftragt habe(n.

Die Leistungen keines Nachunternehmers tiberschreiten zehn Prozent der
Auftragssumme.

Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/576) zuléssig.

Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit
wird zum 10. Oktober 2022 beendet.

keine der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Lieferanten beauftrage(n) / beauftragt habe(n).

I:l folgende der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als
Lieferanten beauftragen werde(n) /beauftragt habe(n.

Die Leistungen keines Lieferanten iiberschreiten zehn Prozent der
Auftragssumme.

Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2022/576) zuléssig.

|:| Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit
wird zum 10. Oktober 2022 beendet.

Datum/Unterschrift (bei elektronischer Ubermittlung: Name der erklirenden Person)
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[. EU-Sanktionen gegen Russland

Durch Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 833/2014 tiber restriktive Mafinahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der

Ukraine destabilisieren hat die EU verschirfte Sanktionen gegen Russland erlassen.

Vorbehaltlich kommender Auslegung durch die Européische Kommission werden nachfolgend

erste Hinweise dazu gegeben.

II. Verbot der Auftragsvergabe

Nach Artikel 5k der Verordnung ist es verboten, 6ffentliche Auftrige oder Konzessionen an Per-
sonen oder Unternehmen zu vergeben, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift auf-
weisen und im Vergabeverfahren unmittelbar als Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer auftre-

ten.

Ein Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift besteht

a) durch die russische Staatsangehorigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung des

Bewerbers/Bieters in Russland,

Zustell- und Lieferanschrift: KrausenstraRe 17-18,10117 Berlin
Verkehrsanbindung: U-Bahnhof Stadtmitte
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b) durch die Beteiligung einer natiirlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der

Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter iiber das Halten von Anteilen im

Umfang von mehr als 50 Prozent,

¢) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder

Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutreffen.

Das Verbot erstreckt sich auch auf mittelbar am Auftrag beteiligte Unterauftragnehmer, Liefe-
ranten und Eignungsverleiher eines Bewerbers oder Bieters, soweit ihr Anteil, gemessen am Auf-

tragswert, zehn Prozent iibersteigt.

Ebenfalls vom Verbot umfasst sind Vertrige, die vom Anwendungsbereich des GWB ausgenom-
men sind (insbesondere § 107 Absatz 1 Nummer 1 und 4, Absatz 2 Nummer 1, § 116 und § 145

Nummer 1 bis 6).

Von den Bewerbern oder Bietern in neuen und laufenden Vergabeverfahren ist die als Anlage

beigefiigte Eigenerklidrung abzufordern. Angebote von Unternehmen, die eine solche Erklarung

trotz entsprechender Anforderung nicht abgeben, sind von der Wertung auszuschliefRen (§ 16 EU
Nummer 4, § 16 VS Nummer 4 VOB/A).
III. Fortfiihrung bestehender Vertrige

Bestehende Vertriage mit den unter I a)-c) Genannten, die vor dem 9. April 2022 geschlossen

wurden, diirfen nach dem 10. Oktober 2022 nicht fortgefuhrt werden.

Das gilt auch fiir Vertriage mit Auftragnehmern, an denen die unter II. a)-c) Genannten mittelbar,

mit mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, als Unterauftragnehmer, Lieferanten o-

der Eignungsverleiher beteiligt sind. Die Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverlei-

her sind vorzugsweise auszutauschen. Ist der Hauptauftragnehmer nicht zum Austausch bereit,
ist der Vertrag unter Berufung auf das EU-rechtlich unmittelbar geltende Erfiillungsverbot zum
10. Oktober 2022 zu kiindigen.

Auch fir bestehende Vertrige ist die als Anlage beigefiigte Eigenerkldrung abzufordern.

IV. Ausnahmen

Von dem Verbot der Auftragsvergabe und der Fortfiihrung der Vertrige enthilt Art 5k Absatz 2
Ausnahmen. Fiir den Bundeshochbau kénnen insbesondere Buchstabe a (Baumafinahmen im

Zusammenhang mit Atomanlagen/Endlagern) und Buchstabe d (Auslandsbau) einschlégig sein.

Eine Ausnahme bedarf der iiber mich einzuholenden Genehmigung der durch das Bundesminis-

terium fiir Wirtschaft und Klimaschutz noch zu benennenden zustindigen Behorde.
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V. Zuwendungsbau

Die EU-Verordnung gilt fiir 6ffentliche Auftrige (§ 103 GWB) und Konzessionen (§ 106 GWB). Sie
findet damit im Zuwendungsbau Anwendung, falls der Zuwendungsempfinger 6ffentlicher Auf-
traggeber nach § 99 GWB, Sektorenauftraggeber nach § 100 GWB oder Konzessionsgeber nach

§ 101 GWB ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kommt es auf den Inhalt des Zuwen-

dungsbescheids an.

VI. Inkrafttreten

Der Erlass gilt mit sofortiger Wirkung und setzt die Verordnung (EU) 2022/576 um. Eine Erstre-

ckung auf den Unterschwellenbereich wird noch gepriift.

Im Auftrag

gez.

Janssen

Anlagen
Verordnung (EU) 2022/576 vom 8. April 2022

Formblatt fiir Eigenerkldrungen
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LEISTUNGSVERZEICHNIS

Ausschreibung (Korrektur 2)

13.02.2025

Verfahren: 104-24-E16 - Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren™
SKONTO

Skonto zugelassen Nein

Zahlungsziel Tag(e)

(falls zugelassen)

Skonto %

AUFLISTUNG ALLER POSITIONEN
ALLE PREISE SIND OHNE UMSATZSTEUER ANZUGEBEN

1 Reparaturen an Drehstrommotoren (Traktionsmotors 4 WXA 2544 A) EUR oo,
1.1 Rotor -Endscheibe lose USt. [%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
19% 80,00  Stick
Transport,Kupplung ab- und aufziehen,Polierarbeiten, Kontrolle, pro 1,00 Stick e
wuchten
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatztmenge betragt 40 Stlck
1.2 Rotor - Gewinde in Stahlkupplung Einzelpreis [EUR]

defekt USt. [%] Menge Einheit
19% 160,00 Stiick

Transport,Kupplung ab- und aufziehen,Gewinde
instandsetzen,Polierarbei ten,Kontrolle, wuchten

Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 80 Stiick

pro 1,00 Stuck

Leistungsverzeichnis - 1/8

Gesamtpreis [EUR]
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1.3

Stator - Anschlusse abgebrannt USt. [%] Menge Einheit
19% 40,00 Stick
Transport, Reinigen, Instandsetzen, prifen

Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 20 Stlck

Einzelpreis [EUR]

pro 1,00 Stuck

Gesamtpreis [EUR]

1.4 Motor von Bahngetriebe trennen USt. [%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
19% 16,00  Stuck
Transport, Motor von Getriebe trennen, Motor Gberholen pro 1,00 Stick e
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 4 Stiick
1.5 Option 1: Rotor -Endscheibe lose Einzelpreis [EUR]

USt. [%] Menge Einheit
Optionalposition 19% 20,00  Stiick

Transport,Kupplung ab- und aufziehen,Polierarbeiten, Kontrolle,
wuchten

pro 1,00 Stuck

Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr &ume.

Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 10 Stiick

Leistungsverzeichnis - 2/8

Gesamtpreis [EUR]
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1.6 Option 2: Rotor - Gewinde in Einzelpreis [EUR] is [EUR
Stahlkupplung defekt USt. [%] Menge Einheit Gesamtpreis [EUR]
Optionalposition 19% 40,00 SstGek

pro 1,00 Stieck
Transport,Kupplung ab- und aufziehen,Gewinde
instandsetzen,Polierarbei ten,Kontrolle, wuchten
Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr &ume.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 20 Stlick

1.7 Option 3: Stator - Anschliisse Einzelpreis [EUR] G toreis [EUR
abgebrannt USt.[%] Menge Einheit esamtpreis [EUR]
Optionalposition 19% 10,00  Stigek

o100 Stick e
Transport, Reinigen, Instandsetzen, priifen
Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr &ume.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 5 Stiick
1.8 Option 4: Motor von Bahngetriebe Einzelpreis [EUR]

trennen USt. [%] Menge Einheit
Optionalposition 19% 4,00 Stiick

Transport, Motor von Getriebe trennen, Motor tberholen

Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr &ume.

Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 1 Stiick

Gesamtpreis [EUR]

pro 1,00 Stick e

Leistungsverzeichnis - 3/8
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2 Reparaturen an Gleichstrommotoren SIEMENS 1KB2021-0MKO02 EUR ..o,
2.1  Aligemeine Uberholung USt.[%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
Optionalposition 19% 12,00  Stiick
N pro 100 Stk e
Transport, Reinigen, Zerlegung, Prifen, ggf. Instandsetzen,
Montage, Prifen.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betréagt 4 Stiick
2.2 Option 2: Allgemeine Uberholung USt.[%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
Optlonalposmon 19% 3'00 Stiick
N o100 Stick e
Transport, Reinigen, Zerlegung, Prifen, ggf. Instandsetzen,
Montage, Priifen.
Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr aume.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 1 Stiick
3 Reparaturen an Gleichstrommotoren BBC - GBd 151 EUR .o
3.1 Aligemeine Uberholung USt. [%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR]

19% 12,00  Stuck

Transport, Reinigen, Zerlegung, Prifen, ggf. Instandsetzen,
Montage, Priifen.

Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.

Gesamtpreis [EUR]

pro 1,00 Stick e

Leistungsverzeichnis - 4/8
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Die Schatzmenge betragt 1 Stiick

3.2 Option 1: Allgemeine Uberholung USt [%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
Optionalposition 19% 3,00 Stiick
. pro 100 Stk e
Transport, Reinigen, Zerlegung, Prifen, ggf. Instandsetzen,
Montage, Priifen.
Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr aume.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 1 Stiick
4 Zusatzkosten EUR ...,
4.1 Transportkosten USt. [%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR] Gesamtpreis [EUR]
19% 320,00 Stiick
Abholung und Ricklieferung des Gerats bei Reparatur in eigenen pro 1,00 Stick e
Raumlichkeiten.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 149 Stiick
4.2 Sonstige Reparaturen USt. [%] Menge Einheit Einzelpreis [EUR]

19% 320,00 Stunde
Angabe der Kosten fiir eine geleistete Arbeitsstunde je Mitarbeiter

Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 149 Stunden

pro 1,00 Stunde

Leistungsverzeichnis - 5/8

Gesamtpreis [EUR]
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4.3 Option 1: Transportkosten Einzelpreis [EUR]

USt. [%] Menge Einheit
Optionalposition 19% 80,00  Stiick

oL 3} . . pro 1,00 Stiick
Abholung und Rucklieferung des Geréats bei Reparatur in eigenen

Raumlichkeiten.

Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr aume.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 38 Stiick

Gesamtpreis [EUR]

4.4  Option 2: Sonstige Reparaturen Einzelpreis [EUR]

USt. [%] Menge Einheit
Optionalposition 19% 80,00 Stunde

R . . . . . pro 1,00 Stunde
Angabe der Kosten fiir eine geleistete Arbeitsstunde je Mitarbeiter

Die Mengen beziehen sich auf die Verlangerungsoptionszeitr &ume.
Die angegebene Menge ist die Hochstmenge.
Die Schatzmenge betragt 38 Stunden

Gesamtpreis [EUR]

ANGEBOTSSUMME(N)

Summe exkl. Nachlass
(netto)

Nachlass
(netto)

Leistungsverzeichnis - 6/8
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Summe inkl. Nachlass
(netto)

Umsatzsteuer

Summe
(brutto)

Leistungsverzeichnis - 7/8
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LEISTUNGSVERZEICHNIS

Ausschreibung (Korrektur 2)

Verfahren: 104-24-E16 - Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren™

13.02.2025

AUFLISTUNG ALLER DATEIANLAGEN ZU DEN POSITIONEN
Name Dateiname GrolRe MIME-Type

Leistungsverzeichnis - 8/8
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KRITERIENKATALOG 13.02:2025

Ausschreibung (Korrektur 2)

Verfahren: 104-24-E16 - Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren™

EIGNUNGSKRITERIEN

1

11

12

121

1.2.2

13

131

1.3.2

Erklarungen zu Nachweisen
Gewichtung: 0,00%
Ubersicht tiber beizufiigende Nachweise

K.O.-Kriterium: Nein

Folgende Nachweise / Angaben / Informationen sind beizufuigen:
- Handelsregisterauszug (nicht alter als 3 Monate)
- Versicherungspolice (alternativ schriftliche Erklarung des Versicherers uber Bereitschaft zum Abschluss)

Handelsregisterauszug
Gewichtung: 0,00%
Handelsregisterauszug [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja
Ein Handelsregisterauszug (nicht alter als 3 Monate) ist als Anlage beigeflgt

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Wenn Handelsregisterauszug nicht beigefugt

K.O.-Kriterium: Ja

Wenn ein Handelsregisterauszug (nicht &lter als 3 Monate) nicht beigefugt ist:
Wurde ein solcher beantragt, ist der Nachweis Uber die Beantragung beigefiigt und wird dieser unmittelbar nach Vorliegen
unaufgefordert Gber die Nachrichtenfunktion nachgereicht?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Versicherungspolice
Gewichtung: 0,00%
Eigenerklarung zur Versicherungspflicht [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Der Bieter / Die Bietergemeinschaft verpflichtet sich mit dieser Erklarung, im Falle der Auftragserteilung, fur den Zeitraum seiner
Leistungsverpflichtung folgende Versicherungen abzuschlief3en:

« Personen-, Sach- und Vermdgensschaden (Betriebshaftpflicht) mit Deckungssumme von 500.000 € pro Einzelauftrag.

Nachzuweisen ist dies durch die Vorlage der Kopie einer Versicherungspolice alternativ eine Bestatigung eines
Versicherungsgebers, dass er im Auftragsfall eine Versicherung mit dem Bieter abschiefRen wird..

Im Falle der Bietergemeinschatft ist der Nachweis durch jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erbringen.
[ ] Keine Angabe

] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Wenn Eigenerklarung Versicherungspflicht mit nein

K.O.-Kriterium: Ja
Alternativ: Der Bieter/ Die Bietergemeinschaft verpflichtet sich mit dieser Erklarung, im Falle der Auftragserteilung, fir den Zeitraum
seiner Leistungsverpflichtung folgende Versicherungen abzuschlieRen:
« Personen-, Sach- und Vermdgensschaden (Betriebshaftpflicht) mit Deckungssumme von 500.000 € pro Einzelauftrag.

Nachzuweisen ist dies durch Vorlage einer schriftlichen Erklarung seiner Versicherung, dass eine entsprechende Versicherung im
Auftragsfalle abgeschlossen wird. Im Falle einer Bietergemeinschatft ist diese Erklarung der Versicherung fir jedes Mitglied der
Bietergemeinschaft einzureichen.
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133

21

211

212

2.1.3

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Versicherungspolice oder Bereitschaftserklarung [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Ist die Versicherungspolice oder eine Bereitschaftserklarung des Versicherers zum Nachweis der Eigenerklarung zur
Versicherungspflicht ist als Anlage beigefuigt ?

[ ] Keine Angabe
[ Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Eigenerklarung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden
Gewichtung: 0,00%

Erklarung gem. §123 Abs. 1 GWB
Gewichtung: 0,00%

Erklarung gem. 8123 Abs. 1 GWB [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Wurde eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen des Bewerbers/des Mitglieds der Bewerbergemeinschaft zuzurechnen ist,
rechtskraftig verurteilt oder wurde gegen das Unternehmen eine GeldbuRe nach § 30 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten
rechtskréftig festgesetzt wegen einer Straftat nach:

- 8 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer
Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),

- 8 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu
verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,

- 8 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwésche; Verschleierung unrechtmafig erlangter Vermdgenswerte),

- 8 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Européischen Union oder gegen Haushalte
richtet, die von der Européischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

- 8 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europaischen Union oder gegen
Haushalte richtet, die von der Européaischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

- § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschéftlichen Verkehr),

- 8 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatstragern),

- den 88 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewahrung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des
Strafgesetzbuchs (Auslandische und internationale Bedienstete),

- Artikel 2 8 2 des Gesetzes zur Bekdmpfung internationaler Bestechung (Bestechung auslandischer Abgeordneter im
Zusammenhang mit internationalem Geschaftsverkehr) oder

- den 88 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs (Férderung des
Menschenhandels).

Einer Verurteilung nach diesen Vorschriften steht eine Verurteilung nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. Das
Verhalten einer rechtskréftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als fiir die Leitung des
Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehdrt auch die Uberwachung der Geschaftsfuhrung oder die sonstige
Ausubung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §123 Abs.1 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja

Falls die Erklarung gem. §123 Abs.1 GWB mit ja beantwortet wurde:
Sind mehr als funf Jahre ab dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung vergangen?

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §123 Abs.1 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja

Falls die Erklarung gem. 8123 Abs.1 GWB mit ja beantwortet wurde und seit dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung weniger als
funf Jahre vergangen sind:

Soll aus Sicht des Unternehmens von einem Ausschluss abgesehen werden, weil in einer Anlage Griinde dargelegt werden, die
dieses Vorgehen rechtfertigen wirden, u.a. die Einleitung geeigneter SelbstreinigungsmafRnahmen gem. §125 GWB?

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar
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2.2

221

222

2.2.3

224

2.3

231

Erklarung gem. §123 Abs. 4 GWB
Gewichtung: 0,00%
Erklarung gem. 8123 Abs. 4 GWB [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Ist das Unternehmen seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beitragen zur Sozialversicherung nicht
nachgekommen und wurde dies durch eine rechtskraftige Gerichts- oder bestandskraftige Verwaltungsentscheidung festgestellt oder
kann dies durch den o6ffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise nachgewiesen werden?

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. 8123 Abs.4 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja

Falls die Erklarung gem. 8123 Abs.4 GWB mit ja beantwortet wurde:
Sind mehr als fiinf Jahre ab dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung vergangen?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. 8123 Abs.4 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja

Falls die Erklarung gem. §123 Abs.4 GWB mit ja beantwortet wurde:
Ist das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung
der Steuern, Abgaben und Beitrage zur Sozialversicherung einschlielich Zinsen, Saumnis- und Strafzuschlagen verpflichtet hat?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. 8123 Abs.4 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja
Falls die Erklarung gem. §123 Abs.4 GWB mit ja beantwortet wurde und seit dem Tag der rechtskraftigen Verurteilung weniger als
funf Jahre vergangen sind und das Unternehmen seinen Verpflichtungen noch nicht nachgekommen ist:
Soll aus Sicht des Unternehmens von einem Ausschluss abgesehen werden, weil in einer Anlage Griinde dargelegt werden, die
dieses Vorgehen rechtfertigen wiirden, u.a. die Einleitung geeigneter Selbstreinigungsmafnahmen gem. §125 GWB?

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Erklarung gem. §124 Abs. 1 GWB
Gewichtung: 0,00%
Erklarung gem. 8124 Abs. 1 GWB [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja
Befindet sich das Unternehmen in einer der folgenden Situationen?

- Das Unternehmen hat bei der Ausfiihrung 6ffentlicher Auftrage nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche
Verpflichtungen verstoRRen,

- das Unternehmen ist zahlungsunfahig, Uber das Vermdgen des Unternehmens ist ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares
Verfahren beantragt oder erdffnet worden, die Eréffnung eines solchen Verfahrens ist mangels Masse abgelehnt worden, das
Unternehmen befindet sich im Verfahren der Liquidation oder hat seine Tatigkeit eingestellt,

- das Unternehmen hat im Rahmen der beruflichen Tatigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen, durch die die
Integritat des Unternehmens infrage gestellt wird; das Verhalten einer Person ist dem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese
Person als fur die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehért auch die Uberwachung der
Geschaftsfuhrung oder die sonstige Ausiibung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung,

- es bestehen hinreichende Anhaltspunkte dafiir, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat,
die eine Verhinderung, Einschrankung oder Verfalschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

- es besteht ein Interessenkonflikt bei der Durchfihrung des Vergabeverfahrens, der die Unparteilichkeit und Unabhéngigkeit einer
fur den offentlichen Auftraggeber tatigen Person bei der Durchfiihrung des Vergabeverfahrens beeintréchtigen kénnte und der durch
andere, weniger einschneidende Mal3nahmen als einen Ausschluss nicht wirksam beseitigt werden kann,

- eine Wettbewerbsverzerrung resultiert daraus, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung kann nicht durch andere, weniger einschneidende MaRnahmen als einen
Ausschluss beseitigt werden,

Kriterienkatalog - 3/9
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232

2.3.3

2.4

241

24.2

243

- das Unternehmen hat eine wesentliche Anforderung bei der Ausfiihrung eines friheren 6ffentlichen Auftrags oder
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfullt und dies hat zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz
oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge gefiihrt,

- das Unternehmen hat in Bezug auf Ausschlussgriinde oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Tauschung begangen oder
Auskinfte zuriickgehalten oder ist nicht in der Lage, die erforderlichen Nachweise zu Gbermitteln,

- das Unternehmen hat versucht, die Entscheidungsfindung des 6ffentlichen Auftraggebers in unzuléssiger Weise zu beeinflussen
oder hat versucht, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulassige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen
kénnte, oder das Unternehmen hat fahrlassig oder vorsatzlich irrefuhrende Informationen tbermittelt, die die Vergabeentscheidung
des offentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen kénnten, oder hat versucht, solche Informationen zu tbermitteln.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §124 Abs.1 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja

Falls die Erklarung gem. 8124 Abs.1 GWB mit ja beantwortet wurde:
Sind mehr als drei Jahre ab dem Tag des betreffenden Ereignis vergangen?

[ ] Keine Angabe
[ ] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Falls Erklarung gem. §124 Abs.1 GWB mit ja gegeben

K.O.-Kriterium: Ja

Falls die Erklarung gem. §124 Abs.1 GWB mit ja beantwortet wurde und seit dem Tag des betreffenden Ereignis weniger als drei
Jahre vergangen sind:

Soll aus Sicht des Unternehmens von einem Ausschluss abgesehen werden, weil in einer Anlage Griinde dargelegt werden, die
dieses Vorgehen rechtfertigen wiirden, u.a. die Einleitung geeigneter Selbstreinigungsmafnahmen gem. §125 GWB?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Erklarung gem. §124 Abs. 2 GWB
Gewichtung: 0,00%
Zu 819 MiLoG (Mindestlohngesetz) [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Liegt ein Ausschlussgrund nach § 19 MiLoG vor?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar
Zu 898c AuftenthG (Aufenthaltsgesetz) [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja
Liegt ein Ausschlussgrund nach § 98c AuftenthG vor?

[ ] Keine Angabe
[ Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Zu 821 AENtG (Arbeitnehmer-Entsendeges etz) [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja
Liegt ein Ausschlussgrund nach 821 AEntG vor?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar
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244

25

25.1

3.1

3.2

4.1

4.1.1

4.1.2

4.1.3

Zu § 21 SchwarzArbG (Schwarzarbeitsbekdmpfung ) [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja
Liegt ein Ausschlussgrund nach § 21 SchwarzArbG vor?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Angaben zum wettbewerbskonformen Verhalten
Gewichtung: 0,00%
Erklarung zum wettbewerbskonformen Verhalten [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Hat das Unternehmen sowie die jeweiligen geschaftsfiihrenden Personen in Bezug auf das vorliegende Verfahren keine
unzulassige, wettbewerbsbeschrankende Abrede getroffen oder in sonstiger Weise nicht wettbewerbswidrig oder unlauter
gehandelt?

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Verpflichtungserklarung zu qualifizierten Nachunternehmen
Gewichtung: 0,00%
Erklarung fur qualifizierte Nachunternehmer

K.O.-Kriterium: Nein

Sofern der Bewerber zum Nachweis seiner Eignung die Kapazitaten eines anderen Unternehmens (Dritter/Nachunternehmer) in
Anspruch nehmen will (Eignungsleihe), muss er den Namen dieses anderen Unternehmens (qualifizierter Nachunternehmer)
benennen und angeben, wofiir er die Kapazitdten des qualifizierten Nachunternehmers in Anspruch nehmen will. Entsprechende
Nachweise sind fur den qualifizierten Nachunternehmer in dem Umfang vorzulegen, wie sie fir den Bewerber vorzulegen wéren.
AuRerdem muss der Bewerber durch Vorlage einer Verpflichtungserklarung dieses qualifizierten Nachunternehmers nachweisen,
dass ihm die fir den Auftrag erforderlichen Mittel tatsachlich zur Verfiigung gestellt werden. Nachunternehmer, die der Bewerber fiir
die Auftragsausfuihrung einsetzen will, deren Kapazitaten er zum Nachweis seiner Eignung aber nicht in Anspruch nehmen will,
missen in diesem Verfahrensstadium noch nicht benannt werden.

Hierzu werden entsprechende Forblatter zur Verfigung gestellt.

Erklarung fiur qualifizierte Nachunternehmer [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Nimmt das Unternehmen zum Nachweis seiner Eignung die Kapazitaten eines anderen Unternehmens (Dritter/Nachunternehmer) in
Anspruch (Eignungsleihe) und wurden entsprechende ausgefillte Formblétter als Anlage bereitgestellt?

[ ] Keine Angabe
Ja

[ :
[ ] Nein

Nur eine Antwort wéahlbar
Erklarungen zur wirtschaftlichen Lage
Gewichtung: 0,00%
Eigenerklarung zu Umsatz
Gewichtung: 0,00%
Mindestanforderung Umsatz

K.O.-Kriterium: Nein

Als Mindestumsatz gilt ein mittlerer Jahresumsatz (netto) in Héhe von
10.000.000 €

des Bieters/der Bietergemeinschaft in den letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahren der erzielt wurde, d.h. fir die
Geschéftsjahre, welche in den Jahren [2021, 2022, 2023] abgeschlossen wurden.
Die Umsatze aller Mitglieder einer Bietergemeinschaft werden von der Vergabestelle addiert.
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]
K.O.-Kriterium: Nein
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2021

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein
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4.1.4

4.15

4.1.6

4.1.7

4.1.8

4.1.9

4.1.10

4.1.11

4.1.12

4.1.13

4.2

421

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2021

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]
K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft

Gesamtumsatz in EUR netto in 2022

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2022

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Gesamtumsatz in EUR netto in 2023

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2023

Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Gesamtumsatz in EUR netto in 2021

Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2021

Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Gesamtumsatz in EUR netto in 2022

Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2022

Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Gesamtumsatz in EUR netto in 2023

Gof. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Umsatz in Projekten vergleichbarer Leistung in EUR netto in 2023

Eigenerklarung zur Mitarbeiteranzahl
Gewichtung: 0,00%
Mitarbeiteranzahl

K.O.-Kriterium: Nein
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4.2.2

4.2.3

4.2.4

4.2.5

4.2.6

4.2.7

4.2.8

4.2.9

4.2.10

4.2.11

4.2.12

Die durchschnittliche Mitarbeiteranzahl des Bieters/der Bietergemeinschatft ist sowohl im Gesamten als auch spezifisch fir
vergleichbare Projekte anzugeben.
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]
K.O.-Kriterium: Nein
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Gesamtmitarbeiteranzahl in 2021
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschalft
Durchschnittliche Mitarbeiteranzahl in Projekten vergleichbarer Leistung in 2021
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Gesamtmitarbeiteranzahl in 2022
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Mitarbeiteranzahl in Projekten vergleichbarer Leistung in 2022
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]
K.O.-Kriterium: Nein
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Gesamtmitarbeiteranzahl in 2023
Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bieter / Mitglied 1 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Mitarbeiteranzahl in Projekten vergleichbarer Leistung in 2023
Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein
Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Gesamtmitarbeiteranzahl in 2021
Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

K.O.-Kriterium: Nein
Mitglied 2 Bietergemeinschaft

Durchschnittliche Mitarbeiteranzahl in Projekten vergleichbarer Leistung in 2021
Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein
Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Gesamtmitarbeiteranzahl in 2022
Gof. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Mitarbeiteranzahl in Projekten vergleichbarer Leistung in 2022

Gof. Mitglied 2 Bietergemeinschaft
K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Gesamtmitarbeiteranzahl in 2023
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4.2.13 Ggf. Mitglied 2 Bietergemeinschaft

51

6.1

6.2

7.1

K.O.-Kriterium: Nein

Mitglied 2 Bietergemeinschaft
Durchschnittliche Mitarbeiteranzahl in Projekten vergleichbarer Leistung in 2023

Erklarung erforderliche finanzielle und wirtschaftliche Kapazitaten
Gewichtung: 0,00%
Erklarung erforderliche Kapazitaten [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja

Der Bieter/die Bietergemeinschaft erklart, dass er liber die erforderlichen finanziellen und wirtschaftlichen Kapazitaten verfugt, um
seinen laufenden finanziellen Verpflichtungen (auch) aus diesem Auftrag ordnungsgeman nachzukommen.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wéhlbar
Eigenerklarung zur Akzeptanz von Ausfuihrungsbedingungen zur Versicherungspflicht
Gewichtung: 0,00%
Eigenerklarung zur Versicherungspflicht [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Ja
Der Bewerber / Die Bewerbergemeinschaft verfiigt fir den Zeitraum der Leistungsverpflichtung tber folgende Versicherungen:

« Personen-, Sach- und Vermdgensschaden (Betriebshaftpflicht) mit Deckungssumme von mindestens 2 Mio € pauschal fur
Personen- und Sachschéaden.

Nachzuweisen ist dies durch die Vorlage der Kopie einer Versicherungspolice.

[ ] Keine Angabe
[ ]Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

Wenn Eigenerklarung Versicherungspflicht mit nein

K.O.-Kriterium: Ja

Der Bewerber / Die Bewerbergemeinschaft verpflichtet sich mit dieser Erklarung, im Falle der Auftragserteilung, fiir den Zeitraum
seiner Leistungsverpflichtung folgende Versicherungen abzuschlieRen:

« Personen-, Sach- und Vermodgensschaden (Betriebshaftpflicht) mit Deckungssumme von mindestens 2 Mio € pauschal fir
Personen- und Sachschaden

Nachzuweisen ist dies durch Vorlage einer schriftlichen Erklarung seiner Versicherung, dass eine entsprechende Versicherung im
Auftragsfalle abgeschlossen wird.

[ ] Keine Angabe
] Ja
[ ] Nein

Nur eine Antwort wahlbar

KMU
Gewichtung: 0,00%
Kleines oder mittleres Unternehmen [Mussangabe]

K.O.-Kriterium: Nein

Bitte geben Sie Ihre Unternehmensgrofie an.
Die Einordnung bezieht sich auf die Definition des Statistischen Bundesamt.
Es gelten folgende Grenzen:

Kleinstunternehmen bis 9 tatige Personen und bis 2 Mio. EUR Jahresumsatz
Kleines Unternehmen bis 49 tatige Personen und bis 10 Mio. EUR Jahresumsatz
Mittleres Unternehmen bis 249 tatige Personen und bis 50 Mio. EUR Jahresumsatz
GroRunternehmen Uber 249 tatige Personen oder tber 50 Mio. EUR Jahresumsatz

(Bietergemeinschaften gelten nur dann als KMU, wenn der Uberwiegende Teil des Auftrags von (einem) Partner(n) der
Bietergemeinschalft erbracht wird, der/die als KMU einzustufen ist/sind.)

Ich bin/Wir sind ein
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]
]
]
]
]

Keine Angabe (0)
Kleinstunternehmen (0)
Kleines Unternehmen (0)
Mittleres Unternehmen (0)
GroRBunternehmen (0)
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Ausschreibung (Korrektur 2)

Verfahren: 104-24-E16 - Rahmenvereinbarung "Instandsetzen Bahnmotoren"

13.02.2025

LEISTUNGSKRITERIEN

Kriterienkatalog - 1/1

97



Typ
Dateianlage

Dateiname
2024-04-10_Mengenschatzun g-Instandhaltung Bahnmotoren.xlsx

GrofRe
21,46 KB

MIME-Type
xlsx

98



	Vergabeunterlagen
	Projektinformation
	Vertragsbedingungen/Formulare
	Verfahrensbrief und Vertragsbedingungen
	104-24-E16_Verfahrensbrief
	104-24-E16_Vertragsgrundlagen
	Leistungsbeschreibung Instandhaltung Bahnmotoren V2
	Anlage Merkblatt Elektronische Rechnung
	AnschreibenPDF Rechnung
	Anforderungen PDF-Rechnung

	RNV_Datenschutzinformation
	Vertragsbedingungen V1

	Auszufüllende Formulare
	B.I.1. - Bietergemeinschaftserklärung
	B.II.1. - Allgemeine Angaben zum Unternehmen
	B.IV.1. - Eigenerklärung  Ausschlussgründe
	B.IX.1. -Verpflichtungserklärung qualifizierten NU
	LTMG - Baden-Württemberg
	Merkblatt über die Abgabe der Verpflichtungserklärung
	Verpflichtungserklärung für öffentliche Aufträge, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz erfasst 
	Verpflichtungserklärung zum Mindestentgelt
	Besondere Vertragsbedingungen

	Russland Sanktionen
	RS_EU_Sanktion_bmwsb_eigenerklaerung.pdf
	Rundschreiben_2022-04-14_BWI7_70904_21_Sanktionen
	I. EU-Sanktionen gegen Russland
	II. Verbot der Auftragsvergabe
	III. Fortführung bestehender Verträge
	IV. Ausnahmen
	V. Zuwendungsbau
	VI. Inkrafttreten




	Produkte/Leistungen
	Eignungskriterien
	Leistungskriterien
	Anlagen




